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Das Erbe Barthous.

«Eine sympathi

Der Mann ist tot; aber der Gedanke, von dem sein Handeln be-
stimmt war, lebt weiter. Auch der Nachfolger Barthous wird kein

anderes Ziel kennen als dieses: D e n A ufst i eg D e utsrh l a n d s

ZU hindern, uni die Stärke Frankreichs zu sichern.
Denn dasz die Stärke des Reiches gleichbedeutend ist mit dem Ende

der französischen Macht über Europa, »das ist ein Glaubenssatz·,der
Alle französischen Staatsinäniier, gleichgultig aus welchem parteipoli-
lllchen Lager sie kommen mögen, beherrscht, vor allem aber das

Handeln der Staatsiiiäniier leitet, die ihre politische Laufbahn begannen,
Als Zrankreirh nach dein verlorenen Kriege von 1870X71 vom»Rhein
hatte Zurückweichenmüssen. Iii den Grun dzu g e n der franzosischen
Aufzenpvlitik wird das Marseiller Atteiitat keine wesentlichen Ande-

rungen hervorrufen können. Die Einkreisnng Deutschlands ivird·aucl)
für Laoal die Aufgabe sein. Dasz er der erste und bisher einzige

Pariser Staatsmann gewesen ist, der·——es war 1931 ;- den Weg
nach Berlin gefunden hat, kann an dieser Auffassung feiner Aufgabe
nichts ändern. Dieser Besuch erfolgte zu einer Zeit, in der Frank-
reich zu der Annahme berechtigt sein konnte, das System der

E i n k r e i s u n g einein schwachen und wenig widerstandswilligen Rach-
barn gegenüber durch das andere System der direkten
Politiscl)-ivirtschaftlichen Knebelung erganzen oder

vielleicht ersetzen zu können. Das heutige Deutschland aber, dng ge-

einigt, zukunftssicher und selbstbewußtdasteht, mufz einem franzosischen
Staatsmann wenig geeignet erscheinen, in eine direkte politische und

wirtschaftliche Abhängigkeit hineingezogen zu werden. Ie geringer aber

die Aussichten sind, aus diesem, seinerzeit einmal von Laval versuchten
«

ege zum Ziel zu gelangen, umso notwendiger musz sich einem franzö-
flfkhen Staatsmann der alten Schule die Aufgabe aufdrängen, um

Deutschland eine geschlossene Mauer verbündeter Mächte zu legen.
Die Wege, die heute, um zii diesem Ziel zu gelangen, beschritten

werden müssen, sind andere, als noch im vorigen Jahre. Die Ära

Barthou hat an zwei wichtigen Stellen einen be-

deutsamen Wandel geschaffen. Es ist Barthou nicht ge-

lUUgeIh Polen ivieder als unbedingt ioilliges Glied in den Ring
Um Delktlkhlandzu fügen. Er hat dafür Ersatz in R u szl a n d gefunden.
sBZarhier das Entgleiten eines früheren Basallen der

YlslaffMINI- einen neuen Bundesgenossen in die drohende Bresche zu

lchlebenpfO Ivar im Südosten umgekehrt der Versuch, einen bis-

beugen Auftevfeiter in das französische System
e ! NIUO ebnen» der Anlafz dafür, dafz im alten Ringe eine Bresche
ellllkaljdkDas ElnschioenkenItalie ns ins französischeLager erregte
in S»u·dlekvlet1eln lesbhaftes Misztrauen gegen den Wert der

irae-etlichenBundesgenolleiilchaft und Ichwiichte das inokiche Gefüge
der Kleinen Entente. Barthou starb zu früh, um die Aufgabe, die
ek fiel) geler hatses ZU Ende führen zu können. Er hat seinem
Rakbfplgek eer ekfk stlbfertige Reuordnung des

fkalltelsfkhelL Clllkkellllllgssystems hinterlassen·
Auf dek emen Selke fmd Polen Und Südslawien nicht mehr voll-

ivertige Glieder in der Kette um Deutschland. Auf der anderen Seite

ist die Eingliederuiig Russlands und Italiens noch nicht so weit

gediehen, daf- der neue, erweiterte Ring als völlig gesichert gelten
könnte.

Drei Möglichkeiten gibt es fiir Laval: Entweder iverdeii

Polen und Südslawien wieder. unter Zurückstellung der russischen und

italienischen Beziehungen, die Barthou besondersgepflegt hat, für das

französischeSystem restlos gewonnen· Oder die.Bindungenan Moskau

und Rom werden. unter Verletzung der polnischen und siidslawischen

Interessen, mit dem Ziel eines festen Bündnisses weiter gefördert. Oder-
aber — und das ist der ivahrscheinlichste Vseg: Laval wird versuchen,
sowohl Polen wie Ruszland und sowohl Südslawien
wie Italien in einem alle umschlieszenden Ring um

Deutschland zusammenzufassen. Denn die russische Bundes-

genossenschaft ist fiir srankreich erst dann von vollem Böert, wenn sich
Polen ihr ohne Widerspruch anscl)lieszt. Und was Italien anlangt, so
wäre dessen Bundesgenossenschaft durch den Verlust Südslawiens für
Frankreich wohl zu teuer erkauft. Polen ist schon zu selb-

- st.ä n d i g g e w o r d e n, uni sich bei der Gestaltung seiner Beziehungen
zu Ruleand noch die französische Vermittlung aufdräiigen zu lassen.
Immerhin darf eine Äußerung der offiziösen »Gazeta Polska’«
nicht übersehen, die in geradezu programmatischer sorm in einem Rach-
ruf für Barthou den Wert des Polnisch-fcanzösischenBündnisfes
betont: »VJ-ir fühlen den Verlust, den Frankreich erlitten hat, aufs
innigste mit, nicht nur, weil ein Staatsmann des uns verbündeten

Landes eines bitteren und ungerechten Todes starb, sondern weil es

Louis Barthou ist, der starb — Barthou, dessen Absicht und Arbeit

für uns iinzerreifzbar verbunden sind mit jenem Akt, der heute, wenn

wir aus der Perspektive des niin abgeschlossenen herrlichen Lebens

zurückschaueii, fiir das Schicksal Europas das vielleicht
wichtigste Werk ist.-an dem Barthvu Anteil hatte:
dem volnischsfranzösischen Bündnis.«

S iidsla wien ist nicht so aktivnsfähig wie Polen. Seine aussen-
politische Stellung, die in den letzten Monaten in zunehmendein Masse
ein bewusztes Streben nach Selbständigkeit gegenüber Frankreich er-

kennen liefz. ist durch den Tod seines Königs empfindlich getroffen. Die

innerpvlitischen Gegensätze zwischen dein zentralistisch orientierten ser-
bischen Staatsoolk iiiid den Kroaten scheinen sich nach dem Mord von

Marseilles, der die einende Kraft des königlichen Diktators beseitigt
hat. von neuem zu erheben. Die das Staatsgefüge auseinanderzerrenden
völkischeii Kräfte scheinen jetzt wieder an die Oberfläche dringen zn
wollen. Ein ooii inneren Spannungen gehemmter Staat aber würde

kaum in der Lage sein, sich dem französischenWunsche nach einer

vielleicht opfervollen Verständigung mit dem gefährlichen italienischen
Rachbarii zu widersetzen. An sich ist die Ermordung des Königs auf
fraiizösischem Boden, die durch die Rachlässigkeit des fran-
zösischeiiSicherheitsdienstes zum niindesten nicht erschwert worden ist,
natürlich wenig geeignet, die freundschaftlichen Gefühle der Serben

für Frankreich zu stärken; und die italienfeindlichen Kund-

a e b u n g e n
, mit denen die siidslawische Offentlichkeit im ersten

Augenblick auf den Köiiigsmvrd reagierte, entsprachen dein ganz rich-
tigen instinktiveni Empifinden, dafz d e r Staat. der vielleicht am ehesten
— nicht menschlichen, sondern politischen — Anlafz haben könnte, sich
iiii stillen über das nationale Unglück des serbischen Volkes zu freuen,
Italien ist.

In Rom wie in Paris wurden, um die Trauer um den ermordeten

König nicht in eine nachhaltige frankreich- und italienfeindliche Stim-

nning unischlagen zii lassen, sofort die gebotenen Gegenmasznahmen ge-

troffen. Um den Makel des Mordes von Frankreich zu

nehmen und um Italien von dem in Belgrad laut-

gewordenen Verdacht einer zuni niiiidesten morali-

sch e n M i tsch u l d zu sä u b e r n. begann die sranzösischePresse
sofort. nach den Anstiftern der Marseiller Bluttat zu suchen. Was in

den Pariser Blättern in diesen Tagen iiber die angebliche Verantwort-

lichkeit U n g a r n s an der Ermordung des südslawischenKönigs gesagt
worden ist, das ist weniger dein tatsächlichen Inhalte nach, als durch



Prof. Dr. Gherländer — Leiter des Bundes Deutscher Osten.
Nachdem der Bund Deutscher Osten einer Neuregelung in sich

unterzogen ist, hat der Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß,den

Leiter der Landesgruppe Ostpreußendes Bundes Deutscher Osten,
Pros. Dr. Oberländer-Königsberg,gleichzeitigmit der Bundesleitung
beauftragt. Der Bund Deutscher Osten besteht nunmehr aus den

Landesverbänden des deutschen Ostens, d.-h. den Landesgruppen Ost-

preußen,Ostmark, Schlesten, Pommern, Sachsen, Baherische Ost-

inarl, und den ostdeutschen Heimatverblinden im übrigen Reich.
Der Bund fährt nunmehr den Namen: Bund DeutscherOsten

(Reichsbund ostdeutscherHeimatverbände).
Mit Prof. Oberländer hat ein Mann die Leitung des Bundes

übernommen,der seit Jahren in der vordersten Front der Ostarbeit
steht und als ein vielseitigerKenner des Ostens in der Bevölkerung
geschätztwie auch in der wissenschaftlichenWelt anerkannt ist.

d i e p o l i t i s ch e A b s i ch t , mit der es gesagt worden ist, interessant.
Von Italien sollte im Interesse der französischen Aussöhnungspläne
der Verdacht unter allen Umständen abgewälzt werden. Dagegen kam
es der Pariser Presse durchaus gelegen, gewisse Anhaltspunkte
vorweisen zu können, die ihr geeignet erschienen, Ungarn, wenn auch
nicht mit der Anstiftung und cZilitwisserschaft an der Cat, so doch mit

der passiven Förderung der kroatischen Emigration und somit mit der

moralischen Mitschuld am Riord zu belasten. Dafz die kroatische
Emigration an dem starken und aggressiven Italien einen aktiveren

Rückhalt als an dem kleinen, umzingelten Ungarn gehabt hat und hat
und-dass die Vorwürfe, die gegen Budapest in diesem Zusammenhange
erhoben werden, notwendigerweise auch auf den italienischen
Protektor der maggarischen Revisionspläne zu-

rückfallen müssen, das wurde in dieser französischen Pressekam-
pagne gegen Ungarn wohliveislich ver-schwiegen. Gelegen kamen der

französischen Presse die sich gegen Ungarn erhebenden ,,Verdachts-
momente« insofern, als die Serben wieder einmal auf den »gefährlichen
Revisionismus der Riaggaren« aufmerksam gemacht werden konnten,
und dadurch die Kluft zwischen Budapest und Belgrad
wieder vertieft werden konnte. Zede Verschärfung des

ungarischssiidslawischen Gegensatzes aber dient der Festigung der

Kleinen Entente, auf der die Stärke des franzö-
sischen Einflusses im Siidosten beruht. Bezeichnender-
weise liefz sich ja auch die tschechische Presse die Gelegen-
heit nicht entgehen, einen neuen Hetzfeldzug gegen das auf seinen histo-
rischenRechten in »derSlowakei bestehende Ungarn in die Wege zu
leiten und Sudslawien, das seit langem schon ein schwieriger Partner
im Kleinen Verbande war, an dessenUnentbehrlichkeit gegenüber der

von Ungarn her ,·,drvhendenRevisionsgefahr« zu erinnern." Und schliefzs
lich hat aiich Citulesru, der dem Attentatvon Marseille seine
rasche Wiederernennung zum

.
ruinänischen Aufzenminister

"

verdankt,
einen Vsbrstofz in derselben Richtung gemacht: Er hat als der. der-
zeitige Vorsitzende des Rates der Kleinen Entente den Rat fiir den
19. Oktober zu einer Sitzung nach Belgrad zusammengerufen. Am

Grabe des Königs soll Versucht werde-n, was bisher
nicht gelang, die Kleine Entente von neuem zu einem
festen Kanipfverband unter französischer Fiihrung
zu ssa m m e n z u f a s s e n. Die Freunde Frankreichs in Prag und

Bukarest wollen in Belgrad das Eisen schmieden, solange es heisz ist.
Sie hoffen, dasz dem tote n Varthou gelingen werde, was der
lebende nicht mehr zu vollenden vermochte und vielleicht auch nie
erreicht haben würde. Dr. K r e d e l.

Memeldeutichtum im Kampf.
Die Rechtssachverständigen der Signatarmächte

sind bereits seit einiger Zeit damit beschäftigt, die ihnen vom Vize-
präsidenten des Riemellandtages, Schulrat Rieger, iisberreichte Be-

schiwersdeschriftiiber die litauischen Gewaltmafznahmen im Riemelgebiet
zu prüfen. Der Regierung in Kauen ist es zwar peinlich, dafz sich nun-

mehr auch die Offentlichkeit anderer Länder mit dem litauischen Vor-—
gehen gegen das Riemeldeutschtum befaszt, und sie hat ihrer schlechten
Laune durch gehässige Falschmeldungen iiberden Verfasser der Be-

ichwerdeschriftLuft gemacht. Im iibrigen aber läfzt sie sich durch die Cat-

ache, dasz sich die englischen, französischen unsd italienischen Sachver-
ständigen gegenwärtigmit dieser Frage befassen, in der Fortsetzung ihrer
Riemelpolitiknicht beirren. Sie scheint vor dem Rechtssinn der West-
mächte keine allzu grofze Achtung zu haben und sich dar-auf zu ver-

lassen, dafz ein Einspruch dieser Mächte, falls er wirklich erfolgen
sollte, schlieleich wohl doch nur aufAfdem Papier stehen wird.

Der Kriegskommandant hatte vor kurzem das Abhören deutscher
Rundfunksendungen unter Strafe gestellt. Die Anordnung scheint nicht
»den erhofften Erfolg zu haben. Denn jetzt sind die Litauer noch zu
ianderen Maßnahmen übergegangen, um jede Unterrichtung der Riemels

bevölkerung vsom Reiche her zu verhindern. D i e S e nd u n ge n d e s

K önsi gssb e rge r Sen d ers werden seit einiger Zeit litauischer-
Jseits so stark gestört, daf- ein veriständlicherEmpfang nicht nur im

cIliemelgebiet selbst und in Litauen, sondern auch in grofzen Teilen Ost-
preufzens nahezu unmöglich ist. Die Reichsrundfunkstelle Königsberg
hat durch Kreuzpeislung festgestellt, dafz die Störungsstelle
beim Riemeler Hafen liegt. Litauen hat sich also einer Ver-

letzung der von allen zivilisierten Staaten anerkannten internationalen
Rundfunkasbmachungen schuldig gemacht. Roch ein weiterer Vorfall
beleuchtet die geringe Vertrautheit der litauischen Gewaltherren in
Riemel mit den Gepflogenheiten der zivilisierten Rationem Rach ver-

schiedenen Rieldungen aus Riemel und den ostpreufzischen Grenzorten
hat sich am S. und 6. Oktober in den verschiedenen Pausen zwischen
Tden Sendungen des Reichssenders Königsberg ein Sender eingeschaltet.
»der nach der Ankiindigung »Hier Reichssender Königsberg«
etwa 120 Ramen deutscher Riemelländer bekanntgab, die angeblich
Spitzeldienste fiir die Litauer in Riemel ausführen und deutsche Männer

—

an die Litauer denunzieren. Es hat sich bei einer Rachpriifung dieser
'Liste ergeben, dafz sich unter den ausgeführten Ramen eine Reihe
deutscher Riemelländer befinden. die von den Litauern drangsaliert
werden und denen auf keinen Fall eine derartig-e Tat zuzumuten ist.
Der Zweck dieser Sendung eines litauischen Schwarzsenders ist der, in
sdie Reihen der deutschen Riemelländer cMisztrauen zu säen und die

Edeutsche Abwehrfront im Riemelland zu sprengen. Unerhört ist bei

Ediesem Vorgehen vor allem die Tatsache, dafz der litauische Schwarz-
Issender sich der Ankiindiguniig eines deutschen Reichssenders bedie'nt.

i

Ebenso wie die litauische Eisenbahnverwaltung hat setzt auch d i e

litauische Postverwaltung im Riemelgebiet unter

Verletzung des Autonomiestatuts die deutschen Aufschriften
bei den Postämterm Agenturen und Posthilfsstellen durch litau-
ische ersetzt. Sämtliche Formulare, die im Postverkehr zur An-

wendungkommen,sind neuerdings nur in litauischer Sprache gedruckt.
Die litauische Postverwaltung hat angeordnet, dafz alle Post-
sendungen mit deutschen Aufschriften dem Absender
zuruckzugeben sind. Deutsch ausgefertigte Einschreibebriefe und

Geldsendungentwerden nicht mehr angenommen. Die d eutsch e n

memellandischen Zeitungen werden durch fortgesetzte Ein-
griffe der litauischen Beamten, die sich wie die Filzläuse auch schon
in der Postverwaltung festgesetzt haben, aufs schwerste geschädigt. Eine
von diesen litauischen Filzläusen, der Vorsteher der Zeitungsstelle des
Memeler Postamtes, reist durchs Land und veranlafzt die Briefträger,
die ihnen ausgegebenen Bestellungen auf memelländische
Zeitungen zu unterschlagen. Häufig werden gröfzere
Posten dieser deutschen Zeitungen von den litauischen
»Veamten«, die ihre Erziehung mit dem Kosakenkantschu nicht ab-

leugnen können, einfach vernichtet, anstatt den Abonnenten
zugestellt. Den Beziehern werden dann als .,Ersatz« lita uisch e

Z e i tu n g e ii g e l i e f e r t. Beschwerden werden unberiicksichtigt ge-

lassen.»Auf diese Weise hofft der saubere ,,Beamte« von der Zeitungsq
stelle in RiemeL die deutschen Zeitungen des Riemelgebietes zugrunde
richten und zugleich »Kulturpropaganda« fiir Litauen machen zu können.

Es gehört schon eine besondere geistige Verfassung dazu, ·um in einem

behördlich organisierten Diebstahl einen kulturpropagandlitllchenZoktok
zu sehen. Eine besondere Blüte vom groleitauischenStamm ist der

Postageiit in Dawillen im Riemelgebiet Er stammt von

jenseits der alten deutsch-russischen Grenze, ist wegen Urkunden-
fälschung im Postdienst mit vier zJahren Gefängnis vorbestraft
und daher besonders geeignet, groleitauischeGesittung unter den ,,ger-
manischen Barbaren« des Memelgebietszu verbreiten. In seinem
Bezirk erhalten die Bezieher memellandischer Zeitungen nur hin und
wieder einmal die von ihnen bestellten und bezahlten Blätter zugestellt.

It

Der halbamtliche»,,Lietuvos Aidas« veröffentlichte am

l9. September einen langeren Artikel iiber die Litauer, die es in Ost-
preufzen angeblich geben»soll.In dem Artikel wimmelt es von Ver-
dächtigungen und Beschimpfungen Deutschlands; aber das Blatt ist
nicht in der Lage. auch nur einen einzigen Fall anzuführen, auf den
die gegen Deutschland erhobenen Viorwiirfe etwa zutreffen könnten.
lWas in dem Artikel behauptet wird, hat sich der Skribent von An-

fang bis zu Ende aus den Fingern gesogen. Er hat eine Masse all-

gemeiner Redensarten aneinandergereiht. Er ist der Cgp des
Lustliigners, wie er das öffentliche Leben Litauens heute allent-
halben beherrscht. Der Artikel beginnt mit folgenden Worten: »Wenn
in letzter Zeit von den Litauern Ostpreuszens keine ernsteren Klagen
zu horen waren, aufzer denen, die bei diesem Regime das Organ der
Litauer, der ,Rausasis Cilzes Keleivis’ bringen kann, so darf man
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doch nicht etiva glauben, dasz dort in Preuszilch-Litauen alles in

Ordnung ist.« Rach diesem ,,vielversprecl)enden«Anfang erwartet man

nun, daszder cMann aus Kaiien mit einer Liste konkreter Fälle
aufwarten werde. Richt die Spur eines solchen Versuchesl Dafür
aber reiht sich eine unbewiesene Behauptung an die andere. Der

»Raziterror«. sei daran schuld, dasz keine Klagen vorgebracht würden.
Es ist allerdings sonderbar, dasz dieser ,,Raziterror« noch nicht einmal

ausgereicht ihat, dem kümmerlichen Presseerzeugnis, das unter dem
Ramen »Riaujasis Tilzes Keleivis« in Tilsit erscheint, das Lebenslicht
auszublasen. Die Erfahrung habe gezeigt, dichtet der Mann aus

Kauen weiter, dasz diejenigen, die eine Klage zu erheben wagten, »norl)
mebr bedrückt und verfolgt würden«. Run, die deutschen Behörden
haben dem sonderbaren Heiligen, der mit wallendem Haar und in

ulkiger Aufmachung durch die Tilsiter Strafzen zu wandeln pflegt, mit
dem gröfzten Vergnügen zum Besuch des Berner .R-ationalit«citen-
Kongresses verholfen, damit dort, wo sehr ernste Dinge behandelt
wurden, auch die komische Rote nicht fehle. Auf alle möglicheWeise
bemüht sich der Mann aus Kaueii um eine Erklärungfür das Fehlen
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einer litauischen Bewegung iii Ostpreuszen. »Jeder Schritt«, jammert
er, »ist voller Dornen. Von litauischen Schulen kann keine Rede mehr
sein. Die Vereine liegen, da sie nicht Atem schöpfen konnen, in den

letzten Zügen. Aus den Kirchen werden Litauer hinausgejagt, und auf
ihre berechtigten Forderungen hört niemand. Durch böseDrohungen
und durch Terror zwingt man sie, keine litiauische Zeitung zu lesen.
Wer sollte denn in Ostpreiiszen litauische Schulen besuchen? Wer

könnte in Oltpreufzen an litauischen Vereinen interessiert sein? Wso

hat man denn Litauer aus den Kirchen gejagt? Wieso musz man

cMenschen, die kein Litauisch verstehen, erst mit Zwang und Drohung
davon abbringen, litauische Zeitungen zu lesen? MancherleiErklaruns
gen weisz der Mann aus Kauen für das Fehlen einer litauischen Be-

wegung in Ostpreufzen zu geben. Rur eine gibt er nicht; und gerade
das dürfte die einzig richtige sein: nämlich die, dasz es »in Ostpreuszen
keine Menschen gibt, die das Verlangen in sich spürten, mit den

Knechtern des deutschen Memelgebietes gemeinsame Sache zu-machen,
lich mit den Leuten aus jener anderen Welt, die jenseits der alten

deutsch-russischen Grenze beginnt, auf eine Stufe stellen zu lassen.

Grundlagen volksdeutscher Politik in Polen.
öm Septemberheft der ,,Deutschen Monatshefte in

P o»len«, auf die an dieser Stelle bereits anläleich ihres ersten Er-

scheinens hingewiesen wurde, setzt sich der Herausgeber Viktor
Kauder in programmatischer Weile mit der volksdeutschen Politik
in Polen auseinander. Da die ,.Aionatshefte·· es sich zum Fiel gesetzt
haben und durch die Zusammensetzung ihres Mitarbeiterkreiles auch
dazu berufen .erscheinen, das führende Organ einer auf gründliches
Wissen und zielklares Wollen begründeten Bolkstumsarbeit in Polen
zu werden, verdient der Aufsatz Kauders allgemeine Beachtung. Wenn

hier dieser Aufsatz zum Teil im Wortlaut wiedergegeben wird, so soll
das zugleich eine Aufforderung an die im cReiche Lebenden sein, den

»Deutschen Monatsheften in Polen« ihre besondere Aufmerksamkeit
zu schenken. ön dem erwähnten Aufsatz heiszt es:

ön der deutschen Volksgruppe in Polen, die zu 73 v.H. aus

Bauern und nur zu 27 v.H. aus städtischer Bevölke-

rung besteht, ist eine einheitliche geistige Haltung —

wenn man primitive, gleiche Abwehr und die absolut loyale Einsteltung
zum Herbergsstaat ausnimmt — nicht vorhanden, wie ja auch
die Gesamtorganisation des Bolksrates, die äufzeren Symbole der Zu-
samniengehörigkeit,wie sie Volkstage der Deutschen in Polen dar-
stellen würden, fehlen. Die Schuld hierfür liegt zum gröszeren Teile bei
der politischen Führung, die die parlamentarische Ver-

tretung, den Deutschen Klub und den Zentralausschusz, als ge-

nügende Bekundung der Einheit ansah. Die Grundlagen, auf denen

volksdeutsche Politik in Polen aufbauen musz, sind kaum erkannt wor-

den. Während bis heute überwiegend das städtische
Deutschtum des Westens pfleglich behandelt wurde,
wird in Zukunft eine zielsichere Politik nur in der Gesamt-
planung für das Deutschtum Polens Erfolg haben
können. da ebensowenig. wie einzelne polnische Landschaften für ich

allein lebensfähig sind, Teilgruppen des Deutschtumsihr Lebensgesetz
in sich allein finden können. Es wird stärkst e Berb i ndu ng mit

den bäuerlichen Gruppen des Ostens und Mittel-

poleiis aufgenommen werden müssen. wobei allerdings wichtig sein
wird, darauf zu achten,»daszdie Selbsthilfe dieses östlichenDeutschtums.
soweit das irgendwie moglich ilt, erhalten bleibt, und dasz nicht falsche,
materialistische Piiethodemder Hilfeleistung mehr von diesem gesunden

Fundament zerstoren als nützen. Wer lich die Lebensgesetze auslands-—
deutschen Seins klar macht, weisz, dasz die Ergänzung von

St a dt un d L a n d zur Erhaltung dringend nötig ist, eine gegenseitige
Hilfe, die von den wirtschaftlichen bis zu «dengeistigen Dingen reicht.
Die Deutschen im Westen werden sehr viel von der Opferfreudigkeit
und der Selbsthilfe der Deutschen im Osten lernen müssen.wenn die
Fundamente ihres Daseins gesunde sein sollen. Die Führung wird hier
lebt hart werden, viel mehr »Opfer von sich« und den

Bolksgenossen fordern mussen, manch weniger Notwen-

diges sein lassen, um in einer Gesamtplanung das Lebensnotwendige
zu tun. Dsaszunter dem Lebensnotwendigen nicht nur das Leibliche
OekltOUdEUUmb, jlt wohl selbstverständlich Dasz einige Gruppen auch
bellte Noch IO gerhkt Werden, als ob sie allein für sich da wären, zeugt
nicht von Einsicht in die schicksalshafte Berkettung aller Deutschen in

Polen.
Reben dieser gesamtdeutschenEinstellung, die ihren lebendigen Aus-

druck in einem Volksrat findenmüfzte,der aber nicht nur aus Parla-
mentariern bestehen,sondernin seiner Organisation weit in die Volks-

gruppe hinunterreichell MUltte, Und der Auswertung der Erkenntnis,
dasz auch für das»DeutIchtumin« Polen die Quellen der Kraft ini

Baueriitum liegen, ist eine radikale, geistige Umstellung
des westlichen Teiles unserer Volksgruppe nötig,s
die von der Führung ausgehen miifz. Es mufz jenes aus deni alten

Deutschen Reich mitgebrachte System, a s .B e a m t e n in ä fzi g e d e r

Führung und die Unselbstandigkeit sder Gefolg-«-
-sch a f t

, die darauf wartet, daszaller Segen und alle Initiative von

oben kommt, in eine Ordnung uberfuhrt werden, in der das Verhältnis
von Führung und Gefolgschaft auf geistigenWerten beruht. Eine Truppe,
die im Feuer steht, braucht lebendige,»steteBewahrung und den verant-

wortungsbewufzten Einsatz jedes einzelnen. E s ilt e i n e s d e r

gröszten Verdienste der Zungdeutschen Bewegung,

dasz sie diese Erstarrung der deutschen Bevölkerung
gelöst ,hat. Der Boden für eine opferbereite, lebendigeOrgani-
sation der Bolksgemeinschaft ist bereitet. Allerdings hangt die geistige
Haltung eines Führers so weitgehend. mit eingeborenenund zeit-
erfahreneii Eigenschaften zusammen, dasz noch nicht feststeht,ob alten
politisch noch Führenden die entscheidende

» Umstellunginoglich sein
wird. Es ist nicht zuviel gesagt, dasz von dieser inneren Haltung das

Schicksal der Deutschen in den Westgebieten Polens bestimmtwird.

Die Gesamtplanung für das Deutschtum in Polen wird vor alleni

sich den richtigen Einsatz d es Ra chwu cl)·se.s klar machen
müssen. Als Grundlage hierfür wird eine statistische Unter-
suchung über die Gliederung und soziale Schichtung
des Deutschtums in Polen dienen können, die in Arbeit ist.
Wahrscheinlich wird heute schon durch die höheren Schulen ein zu hoher
Prozentsatz von jungen, deutschen Menschen (etwa 8000) dem Abitur
zugeführt, der dann zum Teil ins Bildungsproletariat hinab-
sinkt oder noch umlernen musz, beim sozialen Aufltieg in die Gefahr
kommt, polonisiert zu werden. Auch die Zahl der in Polen und

Danzig ltudierenden deutschen Akademiker scheint reichlich hoch, ge-

messen an der Aufnahmefähigkeit der deutschen Gebiete und Polens
überhaupt, vor allem, ioeil die meisten doch wieder im Westen unter-
kommen wollen. Es scheint doch nötig, darauf hinzuweisen, dasz wir

vielmehr auf einen gesunden deutschen Handwerker-
stand hin erzie h en müssen. Das Stipendienwelen hätte eine Um-

gestaltung in dieser Richtung nötig. Ein oder der andere Akademiker

müszte, in richtiger Erkenntnis der Zukunftsentwicklung, die Verpflich-
tung in sich spüren, sein Leben mit dem der deutschen Bolksgeiiossen ini

Osten Polens zu verbinden. Besonders Ärzte und Juristen würden in

beschränkter Anzahl dort ihr Fortkommen finden können.
Ebenso ist es nicht überflüssig. darauf hinzuweisen, dasz eine

wirtschaftliche Ergänzung der einzelnen Teil-

gruppen bis zsu einem gewissen Grade möglich scheint,
wennauch kein Vernünftiger hier einer irgendwie gearteten Autarkie
der Deutschen, die unmöglich und schädlichwäre, das Wort reden wird.
Gerade aber diese Fragen lassen sich nur von der Gesamtheit aller

Deutschen anfassen. Voraussetzung hierfür ist überdies, dasz in den

Teilgruppen, die deutschen Berufsstände bereits zusammengefafzt sind,
was nicht überall der Fall ist. Die Wirtschaftsorganisation dieser Zu-
sammenarbeit, das Genossenschaftswesen, müfzte noch plan-
mäfziger der Selbsthilfe des gesamten Deutschtums in Polen dienstbar
gemacht werden.

Die deutschen Arbeitslosen im industriellen
Westen können nicht auf Jahre hinaus als Unterstützungsempfänger
ihr Dasein fristeii, über ihre Lage kannn sich ivohl niemand einer

Täuschung hingeben, weil eine solche Sozialordnung den Untergang
dieser westlichen Gruppe der Deutschen bedeuten würde. Ohne die
kleinen Hilfen zu unterschätzen,die geleistet werden, und ohne die Mög-
lichkeit der Lösung dieser Frage zu hoch ein uschätzen,kann doch wohl
gesagt werden, dasz eine Gesamtführung er Deutschen in Polen
manchen Weg gehen könnte, den die einzelne Gruppe nicht gehen kann-

Die Folgen der bäuerlichen libervölkerung in Ga-

lizien äufzern sich auch bei den Deutschen bereits in bedenklichem
Masze in Besitzteilungen. Die zweiten und dritten Söhne können heute
die Berufe des Staatsdienstes, in die sie früher abströmten,nicht mehr
ergreifen, wenn sie Deutsche bleiben wollen. Soll das gesunde Deutsch-
tum Galiziens nicht der fortschreitenden Proletarisierung verfallen,
dann müssen Wlege gefunden werden, auf denen Abhilfe zu schaffen
möglich ist.

·

Diese kurzen und flüchtigenHinweise auf Lebeiisfrageii des Deutsch-
tums in Polen sollen zeigen, dasz es so nicht weitergehen kann, wie es

die Jahre über gegangen ist. Der starke, neue Lebens-

impuls, der nicht nur unser Muttervolk, sondern auch unsere Volks-

gruppe durchflutet, mufz die Dämme brechen, die heute noch
zwischen den einzelnen Teilgebieten Polens, zwi-
schen politischer Führung und Volk, zwischen ge-

sellschaftlich wohl abgeschlossenen Schichten stehen,
niusz jene Führung des Gelamtdeutschtums bringen, die es versteht. den

gemeinsamen Willen zur Zukunft in die Tat umzusetzen.
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GitlandsWoche
Deutsch-polnischesRundfunkabkommen.

Zwischen der Reichsrunsdfunkgesellschaft, vertreten durch Reichs-
sendeleiter E u g e n H a d o m o v s k y, und der polnischen Rundfunk-
gesellschaft Polskie Radio, vertreten durch ihren Generaldirektor
Dr. von Ehamiec, ist ein neues deiitschspolnisches
R u nsd f u n k a b k o m m e n geschlossen worden, das den bereits

bestehen-denP r o g r a m m a u s t a u sch zwischen beiden Gesellschaften
erweitern und im Sinne einer gemeinsamen narhbarlichen
K u l t u r a r b e it ausbauen soll» Alle hierbei auftretenden neuen

Probleme sollen im Hinblick auf die große Aufgabe der Völkerverbin-
dung, der der Rundfunk zu dienen hat, durch k a m er a d s ch a f t l i ch e

Z u s a m m e n a r b e i t gelost werden. Das Abkommen sieht als
Hauptbestandteil regelmäßige monatliche Austausch-
konzerte von einhalbstündiger Dauer vor, die den
reichen Schatz der klassischen Tonkunst beider Völker gegenseitig ver-

mitteln sollen. Reben diesen regelmäßigen Austauschkonzerten sind
Sendungen moderner Musik, solistischer Konzerte
mit und ohne Orchesterbegleitung, K i r ch e n«m us i k , V o l k s m u s i k
u n d O p e r n ü b e r t r a g u n g e n vorgesehen. Auf literarischem Ge-
biet werden die beiden Rundfunkgesellschaften im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten die L i t e r at u r des Rsachbarlandes berücksichtigen und
durch charakteristische Proben ihren Hörern zur Kenntnis bringen.
Besonders interessante H ö r s p i e l e sollen ausgetauscht und gegebenen-
falls in libersetzungen aufgeführt werden. Um die Hörer mit dem
Leben des cRachbarlandes bekanntzumachen, werden Z ii n k b e r i ch t e

a-usgetauscht, die von Violksfesten, Sportveranstaltun-
gen, Wirtschaftsunternehniungen und dergleichen
berichten. Dein gleichen Zweck dienen regelmäßig jeden
Monat erfolgende informieren-de Kurzberichte
über besondere, allgemein interessierende Er-

eignisse im Rachbarland. Die Vorträge finden im Senderauni der

Rachbargesellschaft in der Sprache der übernehmenden Gesellschaft
durch einen von ihr benannten Sprecher statt. Auch der A usta iisch
ooii Künstlern ist in dem Abkommen durch praktische Verein-

barungen auf eine neue Grundlage gestellt worden.
.

»Damit ist«, so heißt es in der Mitteilung der Reichssendeleitung,
»zivischen den sbeiden Ländern ein weiterer Schritt getan worden in
der Richtung auf unmittelbare künstlerische und menschliche Anniihes
rung. Gerade der Rundfunk, der in die Tiefe des Volkes dringt und
Millionen erfaßt, soll damit als Verständigungsmittel der Völker

Kenntnis des Rachbarvolkes,· Achtung vor ihm und seinem Wesen
schaffen und damit dem Werk des Friedens zu seinem Teil erfolgreich
dienen.«

Schicksale deutscher Schulen in Polen.

Wie das »Posener Tageblatt« meldet, werden bei der Bildung
des Lehrkörpers der kürzlich gegründeten privaten deutschen Volks-

schule in Lissa vom Posener Srhulkuratorium Schwierigkeiten gemacht.
Drei der an die Schule berufenen Lehrer, Kalmutzky, Heiike und

Schröder, sind nicht bestätigt worden, so daß sie ihre Lehrtätigkeit
nach wenigen Wochen wieder haben aufgeben müssen. Man soll nie

zu früh von »polnischer Toleranz« sprechen, wenn wirklich einmal eine

deutsche Schule von den Behörden genehmigt wird. Diese finden
immer noch Mittel und Wege genug, um zu ihrem Ziel zu gelangen.
Und das Ziel ist nun einmal die Polonisierung der deutschen Volks-

gruppen in Polen.
-

Bis zum Zahre1932 gib es an der Volksschule in Schleheii
bei Posen eine deutsche Abteilung unter einem deutschen
evangelischen Lehrer. Die Zahl der evangelischen deutschen Schul-
kinder in Schlehen und Umgebung betrug damals noch 52; von diesen
wohnten in Schlehen 45 Kinder. Es war also durchaus die Möglich-
keit gegeben, auch eine eigene deutsche Schule für diese Kinder ein-

zurichten. Aber nicht einmal die eigene deutsche Abteilung blieb be-

stehen, sondern wurde mit Beginn des Schuljahres
1933l34 gegen den Einspruch der Eltern aufgelöst.
Die Schüler wurden auf die polnischen Klassen verteilt. Man beließ
allerdings noch den deutschen evangelischen Lehrer in Schlehen, der

mit der Abhaltung des Religionsunterrichtes und einiger Deutsch-
stunden beauftragt wurde. Die Schulanfänger erhielten
überhaupt keinen deutschen Schulunterricht. Mit

Beginn des Schuljahres 1934l35 verschlechterte sich die Sachlage
weiterhin, da der einzige deutsche evangelische Lehrer
— allerdings auf seine Bewerbung hin — versetzt wurde. Die
Bitte der Eltern um einen neuen deutschen evangelischen Lehrer wurde

zunächst nicht erfüllt. Mehrere Wochen blieben die deutschen evange-

lischen Kinder gaiiz ohne evangelischen Religions-
unterricht und deutschen Sprachunterrirht. Zetzt soll
wenigstens ein evangelischer Lehrer aus Posen beauftragt werden, den

evangelischen Kindern in Schlehen Religions- und Deutschunterricht
zu erteilen. Die deutsche Srhulnot in Schlehen ist damit keineswegs
behoben. Die Deutschen dort haben ein Recht auf eine selbständige
deutsche Schule.

» »

ön Lodz (Kongreßpolen) wurden deutsche Kinder gegen den Willen

ihrer Eltecii polnischen Schulen zugeteilt. Riin ist Senator Utta,

der Vertreter der kongreßpolnisrhenDeutschen, neuerdings im Unter-
richtsministeriumund im Warschauer Schulkuratorium in dieser An-
gelegenheitvorstellig geworden. Senator Utta weist in seiner Denk-
schrift daran hin, daß seit seiner letzten öntervention im Ministerium
von«den in polnischen Schulen eingeschulten deutschen Kindern erst
2J iii deutsche Schulen versetzt worden sind, während noch über

40«deutsche Kinder ohne Unterricht sind;,denn die Eltern
weigern sich,ihre Kinder·in polnische Schulen zu schicken. Bei gutem
Willen seitens des Schulinspektors ließen sich auch diese Kinder leicht
in deutschen Schulen unterbringen·

Der Kattowitzer Deutsche Lehrerverein nahm aiii

19. Oktobervon 25 seiner Mitglieder Abschied, die zum größten Teil

nicht freiwillig Olstosberschlesienverlassen, um in neue Wirkungs-
kreise iin Reiche einzutreten. Asus diesem Anlaß fand eine seier
stattz bei welcher den scheidendeiiLehrern und Lehrerinnender Dank
fur ihre an dem ostoberschlesischenDeutschtum geleistete Arbeit aus-

gesprochenwurde. Ein besonders großer Verlust für die ostober-
schlesischeLehrerschaftrnd darüber hin-aus für das Deutschtum über-
haupt ist das Ausscheiden des Rektors Aslfvns Urbanek, der den
Deutschen Lehrerverein Ksattowitz gegründet hat. Er wurde zum
Ehrenvorsltzenden ernannt.

Deutsche werden entlassen.

Zu den bereits gemeldeten Kündigiiiigen deutscher
Angestellter der ostoberschlesischen öndustrie teilt
die »KattowitzerZeitung« weitere Einzelheiten mit. Die S. A. G.
(SchlesischeAktiengesellschaft für Bergbau und Hüttenindustrie) hat für
den 31. Dezember d. Z. 67 Angestellten gekündigt, die ö n te r esse n -

gemeinschaft 32, die Zriedenshütte 24, die Giesche AG.
It, die Pleßschen Werke 26 und die Hohenlohewerke Z.

Von den zur S.A.G. gehörenden Werken hat die Silesia Zinkhütte
ihrer gesamten Angestelltenschaft (57 Mann) gekündigt· Diese 57 Mann
ungerechnet, werden am Ende dieses Zahres also 126 Angestellte
entlassen; unter ihnen befinden sich w e it ü b e r 1 0 0 D e u t s ch e.

Die ,,Po«lska Zachosdnia«,das Blatt des Wojewoden Grazynski, ist
durch die berechtigte Erregung, die diese neue Vermehrung des Heeres
arbeitsloser deutscher Menschen iii Ostobersrhlesienhervorgerufen hat,
anscheinend tief gekränkt. Sie kann es ,,nicht verstehen«, daß man

von- der Entlassung »einiger« deutscher Angestellten so viel Aufhebens
macht. Während sie sich sonst »in langen Artikeln ergeht. wenn

irgendwo einmal in Westfalen ein dort schwerlich als bodenständig zu

bezeichiiender polnischer Emigrant seine Arbeitsstelle verliert, findet sie
es ganz in der Ordnung, wenn jetzt mit einem Schlage über
100 Deutsche, altbewährte und bodenständigeAngestellte, auf die Straße
geworfen werden, — von den Tausenden, die dieses selbe Schicksal
schon vorher ereilt hat, zu schweigenl Die ,,P o l s k a Z a ch o d n i a«
behauptet in einer Polemik gegen die ,,Kattowitzer Zeitung«, die

Entlassungen seien »aus Sparsamkeitsgründe-n« erfolgt. Dafz das

gelogen ist, geht aus einer Mitteilung des ,,M o n a t s w e i s e r«, des

Organs der ,,Gewerkschaft kaufmännischerAngestellten Oberschlesiens«
(D. H. V.) hervor, wo es u. a. heißt: ,,Eine Reorganisation«, die der

Verminderung der Verwaltungsunkosten oder der Vereinfachung des

Verwaltungsapparates dienen sollte, ist bei keiner Verwaltung erfolgt.
Im Gegenteil: Bei verschiedenen Verwaltungen sind
die Verwaltungsunkosten nach Entlassung deutscher
Angestellter gestiegen, weil die neu angenommenen

Angestellten, die sofort die Tätigkeit tder Ab-

gebaiiten üibernahmen, erheblich höhere Gehälter
bekamen. Man kann also nach Lage der Dinge be-

weisen, daß die Reorganisation lediglich bezweikte·
die deutschen Angestellten aus ihren Stellungen
zu verdrängen, um an deren Stelle polnische An-

gestellte aus allen GebietsteilewPolens zu setzen«
Daß es so ist, ist nicht zu bezweifeln und wird »auchvom polnischen
D e m o b i l m a ch u n g s k o ni m i s s a r ausdrücklichbestätigt. Denn

dieser hat ldie Arbeitnehmer bei Entlassungen, die eine V e r m i n d e -

r u n g der Arbeiter- und Angestelltenschaftbezwecken, vor der Willkiir
der Arbeitgeber zu schützen. ön·den·vorliegendenEntlassungsfällen die

polnischerseits mit der Notwendigkeit einer »Reorg-anisation«der Be-
triebe begründet werden, hat sich der Kommissar jedoch für nicht
zuständig erklärt, da ja keine Verminderung der Beleg-
schaft beabsichtigt sei. Es bleibt also dabei: Deutsche werden entlassen,
um Polen an ihre Stelle zu bringen. Alteingesessene Deutsche fliegen
auf die Straße, um meist landfremden Elementen aus dem Osten Platz
zu machen. Bewährte deutsche Kräfte werden zu dauernder Arbeits-

losigkeit verurteilt, damit ungeschulte politische Kräfte umso höhere
Gehälter einstreichen können. Deutsche samilienväter werdens ins Elend

gestoßen, damit ihre meist jungen polnischen Rachfolger genügend
Geld in die Tasche bekommen, um am Kattowitzer Rachtleben teil-

nehmen zu können. Dias ganze nennt sich dann ,,Reorganisation der
Betriebe«. Und die ,,Polska Ziacho.dnia«verweist darauf, daß deii

Deutschen in der polnischen Verfassung ja die
»

Gleichberechtigung
garantiert wird, unid hält die Angelegenheit damit fur erledigt.
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Vier Wochen Haft ohneBewährungsfrist.
· Vor·dem Burggericht in Rybnik hatte sich der Schriftleiter des

in» Ratibor erscheinenden »0berschlesischen Anzeigers«,
Rlkhard .V a d u r a, der für die in Polen erscheinende Ausgabe ver-

antwortlich zeichnet, unter der Anklage der ,,P r o v o z i e r u n g d e s

Pvlnlschen Volkes und Beleidigung des polnischeii
AUIstandischenverbandes« zu verantworten. Im Mai d. Z.
erschien in dem Blatt ein Artikel mit der Uberschrift ,,St«urm auf den
Annaberg«,dessen .önh-alt,wie. die Anklageschrift behauptete, das
Verhalten der polnischen Aufstandisrhen in beleidigender Weise dar-
gestellt haben soll. Der Angeklagteerklärte in der Verhandlung, dafz
der Artikel durch ein technischesVersehen veröffentlicht worden sei.
Das

Urkeilllauteteauf vier Wochen Haft ohne Bewäh-
r u n g s r i t.

»Jllegaler Grenziibertritt.«

Ein Vorturner und vier Turnerinnen vom deutschen Männer-
tu r n o e r e i n E h o r z o iv (Königshütte) hatten im Zuli vorigen
Jahres am DeutscheirTurnfest in Stuttgart teilgenoimmeir
Sie hatten die Grenze mit der im ehemaligen osberschlesischenAbstim-
mutngsgebietgeltenden Grenzkarte überschritten. Sie waren nach ihrer
Reickikehrvom Vurggericht in.Kön«igshiittezu je 200 Zlotg Geldstrafe
wegen ,,illegalen«Grenzubertritts verurteilt worden. Dagegen hatten
die Verurteilten Einsprucherhoben. mit dem Erfolg, dasz das Königs-
hutter Bezirksgericht sie freisprach, weil d e r G r e n zsüb e r t r i tt

auf Grund einer Grenzkarte legal ist und die Weiter-

fahrt ins Reich ohne Pafz eine Angelegenheit ist,
die nicht die polnischen, sondern die deutschen Ve-

h o r d e n «an g e h t. Gegen den Freispruch erhob iedoch der Staats-
anwalt Einspruch. Das Oiberste Gericht in Wsarschau verivarf das
Urteil der Beriifungsinstanz und ordnete die Wiederaufnahme des

Verfahrens vor dem Königshiütter Bezirksgericht an. Dieses hat
nunmehr ein härteres Urteil als das Vorgerirht gefällt. V i e r A n -

geklage wurden zu je 500, eine zu 300 Zloty Geld-
st r a f e v e r u r te i l t. Gegen das Urteil wird Kassation angemeldet.

Neue Umschuldungsbestimmungenin Polen.
Von den zuständigenpolnischen Regierungsstellen werden mit groszer

Beschleunigung Entwürfe fsür mehrere Verordnungen ausgearbeitet.
durch die neue Bestimmungen über die Umschuldung in
de r L an d w i r t s ch a f t eingeführt werden sollen. Am weitesten vor-

geschritten sind die Vorarbeiten für eine V e r o r d n u n g übe r d a s

Vergleichs- und Liguidationsverfahren in der Land-

wirtschaft, die das Gegenstückzu der ebenfalls in Vorbereitung befind-
lichen neuen Vergleichs- und Konkursordnung für gewerbliche Betriebe
bilden soll. Die Verordnung wird an Stelle der zur Zeit geltenden

Bestimmungenüber »dieVerhinderung der Folgen der Zahlungsfähigkeit
in der Landwirtschaft treten und. im Gegensatz zu diesen. den Charakter
einer ständigen und nicht lediglich provisorischen Regelung haben. In

Erweiterung der bisherigen Bestimmungen sollen ferner die K r e d i t -

in st i t u t e in die Lage versetzt werden d i e V e r z i n s u n g der

auf Grund der bisherigen Bestimmungen konvertierten Darlehiisfordes
rungen gegen-über landwirtschaftlicheii Betrieben io e i t e r he r a b -

zusetzen und sdie Tilgungsdauer von bisher 7 auf H

Z a h r e zu v'e r l ä n g e r n. Die Bestimmunan über die Schieds-
stellen für versschuldete bäuerliche landwirtschaftliche Betriebe sollen
ebenfalls neuaestaltet werden, um eine Konversion der knrzfristigen Ver-

schuldnng in eine langfristige zu ermöglichen Bei K le i n b e t r i e b en

ist eine zwangsweise Konvertieruiig bei einer Verzinsung mit Z oft
jährlich und einer Tilgung im Laufe von lit Zahren bea-bsichti«t. Bei
m i t t l e r e n B et r i e b e n soll die sKonvertierung davon abhängig
gemacht werden, dafz die.Verschuldung 75 v.H. des gegenwärtigen
Wertes des Betriebes nicht übersteigt. Auch die Umschulduna der
G ro h b etr i eb e soll nur in den Fällen stattfinden. wenn die Schul-
den einen bestimmten Höchstsatznicht überstehen Dievon dem am

t. Oktober ablaufenden und zunächstzu verlängernden Moratorium

kaOhtenkurzfristigen Hypotheken sollen mit Hilfe neuer Pfandbriefe
in lan«fklstlge Bankhyvotsheken konvertiert werden. Die endgiiltige
Beschlußfassung über einzelne besonders wichtige Bestimmungen der
neuen Umschuldungsaktion steht noch aus.

Wie anardow an Boussae verschoben wurde.
Die polnischeRegierungspressebeschäftigte sich in letzter Zeit erneut

mit dem Streit um die Textilwerke von Zgrardoiv Besonders inter-

essant ist ein Artikel des »Kutier Por-anny«. der darüber be-

richtet. wie die Werke in den»Besitzihres jetzigen Hauptaktionärs. des

französischenJuden Boussac,·Ubergeaangensind. ön den ersten Jahren
der polnischen Unabhangigkeitwar Zyrardow Eigentum des volnischen
Staates. Dann sollte«esfur zwei Mill. schweiz. Franken den Franzosen
verkauft werden. Diese Summe wurde indessen angesichts der Ent-

wertung der polnischen Mark auf 400 000 F r a n k e n herabgesetzt.
Als im Sommer 1923 Boussac diese Summebezahlen sollte. behauvtete
er, kein flüssiges Geld zu haben. Daraufhin erhielt er von der polnischen
Regierung e i n e A n l e i e »die in polnischer Mark rückzahlbar war.

Die ivolnische Währung fiel indessen ununterbrochen so dan Boussac
schlief-lich n u r 18 0 00 S ch w e i z e r F r a n k e n zurückzuzahlen hatte.
Das riesige Unternehmen kam schlieszlich für 15000

Reichsmark in die Hande der Franzosen. Der polnische
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Finanzminister, der für dieses Geschäft verantwortlich war, hieb
Kucharski und war Mitglied der nationaldemokratischen
P a r te i.

Ganz unabhängig von dein Ausgang des schwebenden gerichtlichen
Verfahrens ist die polnische Regierung entschlossen, in der Sache Zgrar-
dow auf keinen Fall nachzugehen. Vor einiger Zeit wurde d e in U n t e r -

nehmen eine Stenerstrafe von 10 Millionen Zloty
a use rle gt, weil das Werk eine fällige Wechselsteuer in Höhe von

400 000 Zloty nicht entrichtet hatte· Das polnische Wechselsteuergesetz
sieht vor, dasz in solchen Fällen eine Strafe in Höhe der 25fachen Gebiihr
auferlegt werden kann. Die polnische Regierung hat dem Unternehmen
somit »diehärteste Strafe auferlegt. die nach dem Gesetz möglich ist- Und

hat bisher alle Gesuche auf Herabsetzung der Strafe
abgelehnt. Da das Werk sehr heruntergewirtsrhaftet ist, kann es

die ihm auferlegte Busze nicht entrichten. Die polnische Regierung
hat es also in der Hand, Zurardow zu enteignen.

10 Jahre »Polonia«.

Die Kattowitzer »Polonia«, das Blatt Korsaiitys, hat anläszlich
ihres zehnjährigen Bestehens eine· reich ausgestattete Sonder-

nummer herausgebracht. An der Spitze der Zeitung steht ein Aufsatz.
Korfantgs. der sich über die Gründung des Blattes und dessen Ziele
äuszert. Anlafz zu der Gründung sei die Tatsache gewesen, dafz in der

ersten Zeit nach der Zuteilung Ostoberschlesiens zu Polen im Lande

nur unbedeutende polnische Blättchen bestanden nnd die Mehrheit der

Bevölkerung ,,irredentistische«deutsche Zeitungen gelesen hätte. Darum

hätten sich ,,vaterländischgesiiiiite Männer« zur Gründung der Zeitung
entschlossen und .,ihre Ersparnisse hingegeben. lediglich um der Volks-

gemeinschaft und dem Staate zu dienen, ohne irgendwelche gewinn-
süchtigen cRebenabsichten«.— Die erste Nummer der .,Polonia« er-

schien am 27. September 1924. Die Zeitung war lange Zeit. auch nach-
dem die gegenwärtige Regierungsrichtung an die Macht gekommen
war, die führende polnische Zeitung Ostoberschlesiens und steht heute

noch nach önhalt und Aufmachung an der Spitze der polnischen
Zeitungen in der Wojewodschaft. obwohl sie seitens der Regierungs-
stellen keine Förderung erfährt. Die Opposition Korfantgs gegen

Grazynski. die zeitweilig auszerordentlirh scharf gewesen ist, ist in neuerer

Zeit wesentlich sanfter geworden. Trotzdem ist in der Zubiläums-
nummer keine staatsamtliche Stelle mit einem Glückwunsche vertreten.

Dagegen hat der Bischof von Kattowitz, Ada mski, in einem Glück-

wunschschreiben an die Schriftleitung der ,;Polonia« die Verdienste des

Blattes um Kirche und Staat anerkannt.

Wieder steigende Geburtenziffern in Polen.

In den letzten Ziahren hatte sich in Polen ein Sinken des Gesbiirten——
iiberschusses bemerkbar gemacht. Diese rückläufige Entwick-

lung scheint nunmehr zum Stillstand gekommen zu

se i n. Das Statistische Hauptamt in War-schau hat vorläufige Zahlen
über die Eheschliefzunaen. Geburteii und Todesfälle im ersten Halb-—
iahr 1934 veröffentlicht Die Zahl der Eheschlieszungeii betrug 135 072

(im ersten Halbsahr l933: 137 375), die der lebend Geborenen 444 650

tezr 565) und die der Todesfälle 236 529 (252590). Der natür-

liche Zuwachs betrug also 208121(imerstenHalbjahr19ZH:
184 475). Bei der Umrechnung auf je 100-) Einwohner ergeben die

obigen Zahlen (die Zahlen in Klammern bedeuten die entsprechenden
Daten für das erste Halbsahr 1933): Eheschliefzungen 8,3 (8,5), lebend

Geborene 27,l (26,9), Todesfälle I-« (15,5). natürlicher Zu-
ioachs 12,7 (11,-t). Im Vergleich mit dem entsprechenden Abschnitt
des Viorsahres ist also eine unbeträchtliche Verminderung der Zahl der

Eheschlieszungen (um 1,7 Proz.) eingetreten. Statt des seit dem
Zahre 1930 andauernden Siiikens der Geburtenzahl ist ietzt ivieder

eine Zunahme tum 1.5 Proz.) zu verzeichnen, während die Abnahme
der Zahl der Todesfälle weiter andauert. Der natürliche Zuwachs im

laufenden Zahre ist gröfzer tiim 1,3 Proz.) als im Vorfahre.
«

über die

nationalpolitischesBedeutung dieser Zahlen läht»sichso
lange nichts Endgültiges sagen. als nicht die Bevölkerungsstatistik für
die einzelnen in Polen siedelnden Rationalitäten, von denen sich die

Weihrussen und Ukrainer durch eine besonders hohe Gebiirtensiffer
auszeichnen, vorliegt.

Die Veriudung der freien Berufe in Polen.

Die iiationaldemokratisrhen Blätter befaszten sich kürzlich wieder-
einmal mit der Veriudung der freien Berufe in Polen.
Der »Kurier Poznanski« gab folgende Zahlen bekannt: ön den letzten
Jahren por- dem Kriege habe der Hundertsatz der iiidisrhen
Rechtsanwälte in Warschau 25 bis 30 betragen. 1919 seien
bereits 40 v.H. der Warschauer Rechtsanwälte Zuden gewesen, jetzt
seien 50 v. H. der cRechtsanwälte und 80 v. H. der Rechtsanwaltss
gehilfen Juden. Die ..Gazeta Warszawska«, die in einem längeren
Artikel sich init derselben Frage befaszte, stellte zum Schlufz vier Forde-
rungen auf: I. sollten die Polen sich nur an polnische Rechtsanwälte
wenden, 2. sollten die Anwälte keine Zuden als ihre Gehilfen anstellen.
Zspsollte die Regierung, wenigstens vorübergehend, den Zuden nicht
gestatten, den Anwaltsberuf zu ergreifen. und endlich müfztendie Juden.
ism es zu vermeiden, dasz ihnen dasselbe Schicksal ividerfahre wie in

Deutsshlanddie Zugend davon abhalten, sich dem Verhtsanwaltsberuf
zu wi men.



Die »Gazeta Warszawska« veröffentlichte weiter eine Liste der in
Bialgstok tätigen Ärzte. Danach sind von den 80 Ärzten der Kon-

fession nach nur 28 Christen, die übrigen sind israelitische Juden. Der
Liste der 52 jüdischen Ärzte fügt das Blatt die Bemerkung hinzu,
daß diese Liste die getauften Juden nicht enthalte. Zähle man auch
noch diese hinzu, so würde sich die Zahl der nichtjiidischen Ärzte noch
bedeutend vermindern.

Sprachübcrfremdung.

In den meisten deutschen Bolksgruppen läßt sich die sehr bedauer-

liche»undnational nicht unbedenkliche Erscheinung feststellen, daß sie
in ihren deutschen Wortschatz in zunehmendem
Maße Worte aus den Sprachen der sie umgebeuden
fremden Bolkstiimer aufnehmen. Häufig geschieht das
aus Unbedachtsamkeit, häufig auch deshalb, weil den zum Besuch
fremdvölkischer Schulen gezwungenen deutschen Kindern .die aus-

reichende Beherrschung der Muttersprache in Wort und Schrift fehlt.
In jedem Falle aber ist eine solche überfremdung nnd Berunstaltung
des deutschen Sprachschatzes ein Beweis dafiir, daß den betreffenden
Deutschen das zur völkischenSelbstbehauptung notwendige Sprach-
-bewußtsein und Sprachgewissen fehlt. Diese Erscheinung mag zunächst
nur eine ,,interessante« Gewohnheit sein; greift sie aber weiter um sich,
so wird sie zu einer bedenklichen völkischen Schwäche.
TLie sich in dieser Hinsicht im S u d e te n d e u t s ch t u m manches zum
schlechten gewandt hat, dafiir ist ein Artikel in den tschechischen
»O i do v e Ro v i n u« lvom Z. Oktober l93-1) ein Beweis. Dort
berichtet ein Tscheche iiber d a s Ei nd r i n g en tsch e ch i s rh e r

BZorte in die Umgangssprache der Deutschen Nord-
b öhm e ns, die er — ohne systematische Untersuchung — gelegentlich
eines Besuches in der Gegend zwischen Aussig und Deutsch-—Leipafest-
gestellt hat. Er schreibt u. a.: ,,.

.
. Den Obstkorb nennen sie durch-

aängig ,Koschinke"; das ist genau unser mundartliches ,kosinka". Sie
backen gemeinsam mit uns ,Kolatscl)en’ und ,Livantzen’. Wenn sie
jemanden zur Eile anregen wollen, zögern sie nicht, ihm zu sagen:
Komme, aber hned" (hned --«·s gleich). Großmütter und Buben bei ihnen
suchen, gerade so wie bei uns, auf den abgeeruteten Feldern
.Pabierken" (pabårkg oder richtiger pobärku Rachlese); und die

Frauen, die ich bei einein BJaldbrand zuschauen sah, erklärten iiber
die feine Entstehung verschuldende sahrlässigkeit: ,Das ist aber eine

Repleche’ (neplerha Unfugs An den süßen hatten sie ,Batschkoren"
(baökora Hausschuh aus Stoff). Dies erhaschte ich«, so fährt der

Tscheche fort, »in einigen wenigen Tagen, und es wäre sicher sehr
interessant, die übrigen Tschechismen zu suchen. deren es sicher mehr
gibt, und hauptsächlich der phonetischen Entstehung einiger mundart-
licher Wörter nachzugehen, die, obwohl sie unzweifelhaft tschechischen
Klang haben, etwas anderes ausdriicken, als das, woran sie erinneru.«

Dieser Entwicklung. die hier an einigen Beispieleu für ein dem
Reichsdeutschtum unmittelbar benachbartes Gebiet gezeigt wird,
muß beizeiten entgegengetreten werden, wenn nicht noch eine weitere
Bresche entstehen soll, durch die der geistige Einfluß fremden Volks-
tums in iden deutschen Volkskörper eindringen kann. Es ist erfreulich
daß sich wenigstens ein Teil der grenz- und anslanddeutschen Zeitungen
mit Sorgfalt eines fremdwortfreien Deutsch bedient und auf diese
Weise in wirksamer und unaufdringlicher Weise das deutsche Sprach-
gefiihl nnd Sprachbewußtsein stärkt. Aber das reicht nicht aus. um die
von allen Seiten und unaufhörlich eindringenden fremden Einflüsse auf
die deutsche Sprache feruzuhalten. Es ist ein e d e r vielen A u f -

gaben der Erneuerungsbewegung unter den deut-
schen Bolksgruppen, auch das Sprachgewissen zu schärfen und
den vielfach schon überfremdeten Sprachschatz der Bsolksgruppen
wieder von den eingedrungenen fremden Bestandteilen zu säubern.

Tagung der polnifchcn Aufstanbsfiihrer in Posen.

Die Gesellschaft zum Studium der Geschichte des

Posener Aufstandes l918st9 hat im Einvernehmen mit
dem ,.Militärgesrhichtlichen Büro« zum 4. November d. Z.
nach Posen alle ehemaligen Aufstandsführer zn einer Tagung zusammen-
gerufen. Zur Teilnahme sind alle diejenigen aufgefordert, die in der

Zeit vom 27. Dezember 1918 bis 23. März 1919 aktiven, fiihrenden
Anteil an den Aufstandskämpfen genommen haben-

Estisierung der Kinder aus Mifchehem

Wie das »BZ aba Sona« meldet ist ein Gesetz in Vorbereitung,
wonach die Kinder aus Mischehen nicht mehr nach dem

Ermessen der Eltern in Minderheitenschulen geschickt
werden diirfen, sondern nur in estnischen Anstalten erzogen werden

sollen. Zur Begründung dieser kommenden Maßnahme schreibt das

»Als-aba Sona« u.a. folgendes: »Für einen Staat mit begrenzter Be-

völkerungszahl, wie das Estland ist. ist von außerordentlicher Bedeu-

tung, daß die Arbeitskraft und die Begabung jedes Bolksgenossen
rationell im Interesse des Estentums entwickelt wird. da ohne dieses

der Aufbau eines starken, den Anforderungen des Lebens gewachsenen
nationalstaatlichen Organismus unmöglich ist. Leider hat es bei uns

an einer derartigen Zielsicherheit im erforderlichen Maße gefehlt. Ein
wunder Punkt war es, daß die völkische Zugehörigkeit der Kinder
aus Mischehen nach eigenem Ermessen bestimmt werden durfte und

dieselben in die Schulen der völkischen Minderheiteu gegeben werden

durften. Bei einem Teil unserer sogenannten Gefellschaft findet sich
eine starke Neigung, die estnische Sprache und den estnischen Sinn zu

vergessen . . . Es ist eine betriiblirhe Tatsache, dusz diese Knubeu.
Baher, Masik, Loreuz, Wallner Miiiirsepp, Prnul, Käär, Päädi.
Loderaud, Kiwistik usw., die von ihren Eltern in deutsche Schulen ge-

steckt worden sind — als Erwachsene zum großen Teile dem estnischen
Bolkstum verlorengehen können, da nach den bisherigen Erfahrungen
die deutschen Schulen es verstehen, aus diesen estinschblütigenjungen
Menschen vollbliitig deutsch denkende Menschen zu fabrizieren Das
bedeutet das Einimpfen einer deutschen Mentalität in unser Bolk.
wenn wir es milde ausdrücken wollen. Gut Hinblick auf diese Tatsache
hat unser Bolk mit Befriedigung die Nachricht vernommen. daß die

Staatsgewalt der Unterbringung vson Kindern aus Mischehen iu

deutsche Schulen entgegentreten will.«

So weit das »Waba Sona«. Es konnte schon wiederholt festgestellt
werden,. daß in der Politik der drei baltischen Länder gegenüber den

deutschen und anderen Bolksgruppen eine zunehmende libereinstinnnnug
besteht· Der Gedanke, der dem hier angekiindigten estländischenGeset-
zugrunde liegt, entspricht demjenigen der vor einiger Zeit im Memel—-
land ergangenen litauischen Verfügung, derzufolge die Kinder nicht
reindeutscher Abstimmung und mit nicht ausschließlich deutscher Haus-
sprache zwangsweise litauisch eingeschult werden sollen. ön beiden Fällen
wird die Freiheit der Erziehungsberechtigteu in der

Entscheidung über die Erziehung ihrer Kinder be-

seitigt und der offensichtlichen Werbekraft der deutschen Kultur der

staatliche Zwang entgegengestellt.

Erzbischof Pommer-Riga ermordet.

Am li. Oktober wurde das Haupt der griechisch-
katholischen Kirche Lettlands, Erzbischof Johann Pom-
mer, in Riga ermordet. Die Mörder versuchten, das Haus durrh
Brand zu vernichten. Es wird vermutet. daß der Mord mit eine-n
Prozeß wegen Unterschlagung von Kirchengeldern zusannnenhängt.
Dieser Tage sollte die Gerichtsverhandlung in Riga beginnen. Der

Erzbischof sollte dabei als Hauptbelastungszeuge austreten. Der iwch
unbekannte Mörder ist flüchtig Die Leiche ist stark augekohlt und

zeigt eine tiefe Kopfwunde. Es wird angenommen, daß eine Reihe von

Urkunden verschwunden ist, die in dein erwähnten Prozeß eine Rolle
spielen sollten.

— »An-»J-
«

»was-e
»- Murg

II

)-

So

k.
o

lD:



Die ganze Richtung paßt ihr nicht.
Qu den Blättern in Polen, die täglich Stimmung gegen die deutsch-

polnischeAnnaherung»machen,gehört die ,,Polonia«, das Organ des

ehemaligenRebellenfushrersKorfantg. Die von klerikaler, partei-
demcokratischerund personlicher Deutschenfeindschaft geleitete »Psolo-
ina«sann sich mit dein gegenwärtigenKurs der polnischen Aus-en-
politik nicht befreundenz Sie macht der Regierungspresse eine ,,tenden-
ziose Gestaltung der offentlichen Meinung und politische Propaganda
zugunsten Deutschlands«zu»mVorwurf und hält den Bersuch einer
kulturellenAnnaherungzwischenPolen und Deutschland offenbar für
eine Entgleisung. Es fanden, so heifzt es z.B. in elnem Artikel vom
12. Osktober, ietzt zahlreiche Journalistenausflüge aus Polen nach
DeutschlandEIN-IFUmg·2kehrtstatt, der polnische Rundfsunk füttere seine
Hpkek kalt tagllch mit deutschenHörberichtemdie deutschen Beamten
teilten nach Polen un·d«diepolnischen Beamten nach Deutschland; man

veranikolkedeutsch-PolitischeGesellschaftsreisen: Organisationen. deren
Existenzberechtigungeinzig und allein die Wahrung des polnischen
Tharakters der. polnischen Westgebiete und die Mo«bi-lmach.ungder

öffentlichenMeinung»gegen die deutsche Gefahr sei, wie z.B. der

Westmarkenvereiii,ivurden in ihrer Tätigkeit eingeschränkt und änder-
ten ihre cNamen. In den polnischeii Theatern würden deutsche Stücke
aufgesuhrt, in. den polnischenZeitungen beschlagnahme man scharfe
Ziufzerungensiiber den Politiker Hitler, weil sie Beleidigungen eines

Staatsoberhauptes darstellten. In der polnischen Regieruiigspresse lese
man, dasz die Lage der poliiischen Minderheitin Deutschland sirh
immer«mehr bessere—- kurz, man höre ,.nur Gutes über das Dritte
Reich . Bald wurden in polnischen Schulbüchern ,«rührende Erzäh-
lungen «vom.guten Hitler« erscheinen. Alles das »sei.so meint die

.-·Po·lonia«.im höchsten Grade »so-wohl politisch wie kulturell schäd-
lich«. politisch sei es gleichbedeutend mit der ,.Einschläferung der Wach-
sainkeit der öffentlichen Meinung in Polen«. die bisher ein feines
Gefuhl für ,.die deutsche Gefahr« besessen habe. Trotz aller Pakte
und Berltändigungensei es im Interesse der moralischen Bereitschaft
der Bolksgeirieinschaftnotwendig daß das Bewusstsein aufrechterhalten
werde, .,dasz die Hauptaefahr für Polen vor allem von Deutschland
her drohe«. Weiter fuhrt das Blatt aus. ..die Gefahr in kultureller
Beziehung« sei nicht geringer. Solle man in Polen aus den Biblio-
theken etwa alle auf öffentlichen Plätzen verbrannten Werke aus-

schließen.solle man ..die blutige Racht des Zo. Juni« als die höchste
Aufzerung deutscherKultur und »das antichriltliche Buch Rosenbergs«
als ihre Spitzenleistung bezeichnen? »Die volnissche nationale Kultur«.
schliesztdas Blatt seine unzufriedsene Betracht-ung. .,hat sich in Verbin-
duna mit Westeuropa entwickelt, aber vor allem mit dem roma-

n ische n Westen«
Dasz sich in der polnischen Einstellung zu Deutschland einiges zum

Bessern gewandt-hat ist nicht zu bestreiten. Aber so wild. wie es die

»Polonia« darstellt, ist es nun· doch nicht. Die Einzelheiten die die
..Poslonia« als einen Beweis dafür ansvricht, dafz die öffentliche Mei-

nimg in Polen von ihrer miszkrauischen Wachsamkeit gegenüber

Deutschland abgelenkt werde, sind bisher eben nur Einzelheiten. nicht
aber typische Äußerungen einer allgemein feststellbaren Tendenz. Sie sind
nur ein Beweis dafür, dasz sich die polnische Regierungspresse im allge-
meinen besser als die ,,Polonia« darauf versteht, mit den gegebenen
Tatsachen zu rechnen, dafj sie unter dem Einflusz ihrer führenden
Männer bemüht ist, ihre Politik auf weite Sicht einzustellen und die
unfruchtbare Methode des Bon-der-Hand-in-den-Mund-lebens. die

für die sturen und grundsätzlichenDeutschenhetzer charakteristisch ist,·zu
überwinden, und dasz sie erkannt hat, dasz sich in der Gegenwart eine

Stärkung der polnischen Macht besser durch einen Abbau der über-

spitzten Feindschaft gegen den westlichen Rachbarn verwirklichen läfzt.
Die .,Polonia« kann gegen die politische Regierung ganz gewisz nicht
den Borwurf erheben, dafj sie heute eine Linie verfolgt. die von einer

selbstloisen oder unachtsamen Liebe zu Deutschland bestimmt ist. Es

sind nicht nüchtern-sachliche ilberlegungen. die die ,.Polonia« dazu
veranlassen, die gegenwärtige Auszenpolitik des Obersten Beck einer

unliebsamen Kritik zu unterwerfen. Ihre Kritik ist die Äußerung eines

Kreises. der den politischen Anschlufz verpafzt hat nnd sich daher in den

Schmollswinkel zurückzieht und mit beleidigter Miene feststellt: »Die
ganze Richtung paszt niir nicht«

Es spricht jedenfalls von einer gründlichereii Einsicht in die poli-
tischen Zusammenhänge,als man sie von der »Poloniaf« erwarten kann,

wenn der konservative ,,T z a s« am Jahrestage des Austritts Deutsch-
lands aus dem Bölkersbuiid u. a. folgende Bemerkunaen machte, die nach
Ansicht des KorfantysOrgcins sicherlich auch als ,,übertrieben deutsch-
freundlich« und »für die Sicherheit Polens gefährlich« abgelehnt werden

msüfzten:Der Austritt. heiszt es da. habe damals überall Beunruhigung
erregt, und diese sei erst durch die Unterredung Hitlers mit Lipski einen
Monat darauf, namentlich aber durch das polnischsdeutsche Richtan-
griffsabkomineii vom Lö. Januar d. I. geschwunden. ..D e r K a n z -

le r,« schreibt der ..Ezas« wörtlich »l) at de r W e l t d u r ch e i n e

vernünftige Politik Polen gegenüber bewiesen,
dafz Deutschland. indem es aus dem Bölkerbund

austrat, nicht den Bseg von Gew«alttaten und

Kriegsvorbereitungeii beschritten hat, sondern im

Gegenteil auf einem und wohl dem wichtigsten srontabschnitt daran

geht. den Frieden in zweifellos vollkommenerer
Weise zu schaffen, als dies die gleichzeitiae Ans-

wesenheit Polens und Deutschlands im Völker-

b u n d ta t. Bom volnischen Gesichtspunkt ist d i e P o l it i k d e r

deutsch-polnischen Entspannung, die ihren Ausdruck in
dem zweiseitigen Aibkommen zwischen Polen und »dem Reiche gefunden
hat, wichtiger, als die Zugehörigkeit Deutschlands
zu in B ö l k e r b u n d. Wenn wir Grund zu Annahme hätten dasz die

Rückkehr Deutschlands in den Bölskerbund gleichzeitig das Ende der

Politik bedeuten würde, die der Kanzler Polen gegenüber im Laufe des
letzten Jahres getrieben hat, so würden wir natürlich diese Rückkehr-
nicht wünschen . .«

Schlesische Wirtichattsfragen
Der »Schlesischen Evchschul-Zeitung« einnehmen wir nachstehenden

Artikel von Landeskämnierer v on S t u t t e r h e i m Breslau
Im deutschen Ostraum nimmt Schlesieii eine ganz besondere Stellung

ein, da es als Land mit einer komplizierten so-ziologi-
schen Struktur alle Schwankungen des Wirtschaftslebens und alle

Schwierigkeiten der Rachkriegszeit doppelt schwer empfindet. Es mufz
immer wieder betont werden, dasz der gesamte deutsche Osten nicht nur

iinter den allgemeinen koniunkturellen Auswirkungen der

Weltwirtsrhaftsk rise, insbesondere der Agrarkrise, leidet,
sondern dasz es zusätzlichunter den strukturellen Auswirkun-
gen des Bersailler Diktats, also der Grenzziehung und der

dadurch bewirkten Zertrümmerung der Wirtschaftsräume in Mittel-

und Osteuropa leidet. Professor Geisler hat in seiner 1932 er-

schienenenSchrift: ,,Schlesien als Raumorganismus« ganz besonders auf
diese Zusammenhänge,die sich daraus für Schlesien als Wirtschafts-
organismus ergeben, hingewiesen und die neue schlesische
Grenze geradezu als abschreckendes Beispiel dafür
bezeichnet. wie man Wirtschaftseinheiten in völlig
sinnloler Welle zerlchnitteu hat. Dies gilt sowohl fiir
Riederschlesieii, dem man ohne jede Abstimmung und entgegen den

Bestimmungen des Borfriedensabkommensfast 52000 Hektor Land
mit rund 27000 Einwohnern entriß. wie auch besonders für Ober-s

schlesien, das trotz der eindeutigenEntscheidung für Deutschland in der

Märzabstimmung 1921 vier Zunftel seines wirtschaftlich wichtigsten Ge-
bietes und fast alle seine Erz-i und»Kohlenvorräteeinbüszte

Die Entwicklung der Rachkriegszeit, insbesondere seit 1923. hat
wieder gerade für Schlesien gezeigt, dasz unter diesem doppelten Druck.

sich seine wirtschaftlicheEntwicklung auf einer tieferen Ebene bewegte,
als dies im übrigen Reich der Zall»ivar.Mag man die Ste u e r e i n -

nah men auf den Kopf der Bevolkerung berechnen oder die Spar-
kasseneinlagen. die landwirtschaftlicheBerschuldung oder

die Zahl der Konkursantrage und der Wechselproteste
zugrunde legen oder mag man als wichtigsten Mafzstab für die Wirt-

schaftslage die E r w e r b sl o se n z i ff e r hinzuziehen, — überall

zeigt es sich, das-z-Gesamtschlesien, das früher ,,eine Perle in der Krone

Preufzens« war. jetzt zu einem der gröfzten Krisenherde Deutschlands
wurde. So wiesen bis zuni Ende des Jahres 1932 sowohl der ober-

schlesische Industriebezirk wie die Groszstadt Breslau erschreckend hohe.
weit über dem Durchschnitt liegende Ziffern an Erwerbslosen. ins-

besondere an Wohlfahrtserwerbslosen auf, wie überhaupt die schwere
Krise des Arbeitsmarktes in schlossen sch besonders dadurch aus-

zeichnete. dafz hier die bereits-aus der sürsorge der Reichsanstalt aus-

geschiedenen und den Bezirksfürsorgeoerbänden zur Last gefalleneii
langjährigeii Erwerbslosen einen besonders hohen Prozentsatz aus-

machten. Dies lag vor allein daran, das Schlesiens Industrie
sowie seine Gesamtwirtschaft bis zum Unglücksiahre von Bersailles als

wirtschaftlich stärkstes Glied des gesamten vstdeutschen Raumvrganis-
mus auf eine innige ivirtschaftliche Berflechtung
mit dem übrigen Ostdeutschland, insbesondere mit

Posen, Ostpreuszen und Westpreuszeii und darüber

hinaus auf eine lebhafte Ausfuhr und Durchfuhr
nach Ost- und Südeuropa angewiesen war.

Während West- und Mitteldeutschland durch die Grenzziehung in

ihrem bisherigen Wirtschaftsraum gar nicht oder wenigstens fast gar
nicht berührt wurden, verlor Schlesien nunmehr mit einem Male weite
Teile seines bisherigen iniierdeutschen Wirtschaftsgebietes und vor allem

wurden ihm durch die zunehmende Absperrung der tschechischen und

polnischen Grenzen auch seine natürlichen Absatzgebiete jenseits der

Reichsgrenzen verschlossen. So entstand eine verhängnisvolle Markt-

enge für Schlesien, die naturgemäsz zu einer- immer weiter um

sich greifendeii Marktschwäche führte. Durch die unglückliche
Standortlage des ober- und niederschlesischen Bergbaugebietes. wie

überhaupt der Hauptzentren seiner Industrie kam zu diesen beiden Mo-
menten noch eine Schlesiens Wirtschaft voraus belastende Markt-

ferne hinzu, die sich unter den Auswirkungen der Krisenjahre seit
1929 naturgemäszim Kampfe auf dem Binnenmarkt immer verhängnis-
voller auswirken mufzte. Auf ihren Aufzengrenzen abgeriegelt mufzte
die schlesischeWirtschaft naturgemäsz versuchen, sich nach Westen
und Rordwesten umzustellen, um an den Wirtschaftskörper
des übrigen Reiches Anschluszzu.suchen. Aber alle Teilerfolge, die hier



erzielt werden konnten, ivurdeii durch die standortmäßig bedingte Wirt-

schaftsferne wieder zunichte gemacht, um so mehr, als der von Schlesien
von jeher geführte Kampf um günstigere Frachtsonder-
ta rife zwar auf Teilgebieten Erleichterungen, im großen ganzen aber
doch keinen durchschlagendeii Erfolg erzielen konnte. Der unter der
Entwicklung der Krise immer mehr zunehmende ostwärts gerichtete
Druck der gesamten west- und mitteldeutscheu Industrie, die unter den

Auswirkuiigen der Währungsverschlechterungenim Auslande, nament-

lich in Westeuropa und libersee immer mehr an Absatzgebieten verlor
und nun im Osten ein neues Wirtschaftsfeld suchte, brachte die den
großen Konzernen West- und Mitteldeutschlands gegenüber schwächere
schlesische Wirtschaft in weitere Bedrängnis, zu der noch
Schwächung durch die Abivanderung und Ab-

ziehung von Industrieunternehmungen aus Schle-
sieii nach dem übrigen cReichsgebiet kam.

So zeigte die GesamtwirtschaftslageSchlesiens gegen Ende des
Jahres 1932 ein durchaus düsteres Bild, als durch die· Macht-
ergreifuiig des Führers im Reich sich ein Umschwung auch für Schlesiens
VZirtschaft anbahnte. Entsprechend dem allgemeinen Programm stand
auch in Schlesien der Kampf zunächstunter dem Motto: Beseiti-
gung der Arbeitslosigkeit Schon durch die Regierung
Papen war ein Programm für Rotstandsarbeiten größeren Umfanges
eingeleitet, von dem in erster Linie die schlesischen Gemeinden, Kreise
und Provinzialoerbände Gebrauch machten. Die Arbeitsschlacht unter
dem Zeichen Hitlers begann dann durch das Gesetz vom -1. Juni l933,
das in dem sogenannten ReinhardtsProgramm umfassende Maßnahmen
auf allen Gebieten, nicht nur Arbeitsbeschaffung durch die öffentliche
Hand, sondern auch Belebung des Binnenmarktes, der Siedlungstätig-
keit, steiierliche Entlastungen und Umschichtung des Arbeitsmarktes
durch Förderung der Eheschließuiigvorsah. Schlesien hatte es natur-

gemäß durch seine anders geartete soziologische Struktur — es sind nur

36 v.H. der Einwohner in der Land- und Forstwirtschaft, dagegen
52,1 v.H. in Industrie, Handwerk, Handel und Verkehr beschäftigt —

schwerer, die erschreckenden Arbeitslosenzahlen herabzudrücken,wie es

überwiegend agrarische Gebiete wie Ostpreußen,Grenzmark und Pom-
mern konnten. Trotz alledem ist es gelungen, d i e im J a nuar 1933
346 254 betragende Erwerbslosenzahl im Bereich
des Landesarbeitsbezirks Schlesien bis zum l. Au-

gust d. J. auf 194 304 herabzudrücken, wobei allerdings
der Verhältnissatz mit 42,7 auf Tausend immer noch über dem

Reichsdurchschnitt, der bei 39,8 steht, liegt. Dies trifft ins-

besondere für die schlesischen Industriegebiete zu. So wurden im W a l -

denburger Bezirk noch immer 51 Arbeitslose, im ober--

schlesischen Industriebezirk 53 Arbeitslose auf tausend Ein-
ivohner gezählt, während nach wie vor die Provinzialhauptstadt

reslau mit 81 auf Tausend nahezu an der Spitze aller deutschen
Großstädte marschiert. Einige weitere Krisenherde blieben insbesondere
in der Webergsegend des Eulengebirges bestehen.

Ganz allgemein ist festzustellen, daß die öffentlichen Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen im Verfolg des ReinhardtssPrvgramms auch in

Schlesien den konjunkturellen Auftrieb verbreitert haben. Entscheidend
wird es jedoch für die Zukunft sein. ob und in welchem Umfange nun-

mehr die Privatwirtschaft in der Lage sein wird, aus eigenen
Kräften den Erholungsprozeß weiter zu treiben. Immerhin können

auch hier schon einige hoffnungsfreudige Ansätze für Schlesien festgestellt
werden. so vor allem hinsichtlich der Kapitalversorgung, die
sich namentlich in der Steigerung der Giro-, Scheck-, Kontokorrent-
und Depositeneinlagen bei den schlesischen Sparkasseii auswirkt. Die

Sparkasseneinlagen betrugen am I. Juli d.J. bereits rund
138 BM. auf den Kopf der Bevölkerung gegenüber 114,4 RM. am

gleichen Tage des Voriahres, lagen damit aber immer noch erheblich
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unter dem Durchschnittssatz des Reiches, der 178,9 RM. auf den Kopf
der Bevölkerung beträgt. Erfreulich an dieser Ziffer ist vor allem.
daß damit die Beteiligung der mittelständischenWirtschaft am Kon-

sunkturanstieg zum Ausdruck kommt. Auch das gesamte Arbeits-
einkommen hat sich seit seinem Tiefstande bereits um etwa 17 v.H.
gehoben. Es ist zu hoffen, daß die bereits angekündigteumfassende
Steuer- und Finanzreform weiterhin zur Hebung des Einkommens und
damit zur Kapitalbildung, die letzten Endes eine Voraussetzungfür die

Kapital- und Kreditversorgung der Wirtschaft und damit fiir die Ar-

beitsbeschaffung ist, bringen wird.

Andererseits kann nicht übersehen werden, daß die letzten Monate

iii dieser erfreulichen wirtschaftlichen Entwicklung auch mancherlei
Hemmnisse gebracht haben, die vor allem in der Passivität unserer
Handelsbilanz und in der dadurch bedingten Schrumpfung
unserer Devisenvorräte, die wiederum zur Rohstoffknapp-
heit und Einschränkung in der Beschäftigung mancher Industriezweige
führen müssen,ihren Grund haben. Um hier einem Wiederanstieg der

Erwerbslosigkeit entgegenzuwirken, wird die öffentliche Hand wie die

Privatwirtschaft auch in Schlesien alle Anstrengungen machen müssen.
Die im Gang befindlichen großen Rotstandsarbeiten und die

inzwischen erfreulicherweise wieder gelorkerte Drosselung in der Ein-

stellung weiterer cRotstandsarbeiter werden hier dem Arbeitsmarkt
eine Stütze sein.

Entsprechend der oben dargelegten zusäizlichen Belastung, die

Schlesien als Wirtschaftsorganismus infolge der Grenzziehung unter Zer-
reißung seines organischen Wirtschaftsraumes zu tragen hat. werden
aber über die allgemeinen Maßnahmen zur Hebung der Wirtschaft
auf arbeitsmarktpolitischem Gebiete hinaus weitere besondere Maß-
nahmen erforderlich sein. Hierher gehört vor allem eine Erleichterung
der durch die Wirtschaftsferne Schlesien auferlegten Vorausbelastung
durch eine hinreichende Verkürzung der Frachtbasis für die Haupt-
zweige seiner Wirtschaft. Ein umfangreiches Frachtensenkungs-
programm ist bereits seit längerer Zeit den zuständigenReichs-
bahninstanzen vorgelegt. Weiter gehören hierhin Maßnahmen
auf verkehrspolitischem Gebiet, insonderheit die rasche
und planmäßige Durchführung des Ausbaues der Oderwasser-
straße, deren Unzulänglichkeit sich in den beiden trockenen Jahren
1933234 wieder gezeigt hat. Dank der Initiative des Oberpräsidenten
sind hier bereits entscheidende Schritte getan, so die Inangriffnahme
des Staubeckenbaues bei Turawa, deren Ergänzung durch weitere
Speicherbecken in Rieders und Oberschlesien geplant ist. Hierher ge-
hört auch die Inangriffnahme des Adolf-Hitler-Kanales, der den

oberschlesischen Industriebezirk in den Genuß einer leistungsfähigen
Wasserstraße bringen soll. Darüber hinaus werden die bereits seit
langem verfolgten Kanalbaupläne, wie der Elbe-Oder- und der Oder-

DongusKanalweiter gefördert werden müssen.
Die weitere verkehrsmäßige Erschließung Schle-

siens ist durch die Inangriffnahme der cReichsautobahn Ber-
lin—Breslau—0berschlesien eingeleitet. Die Plaiiung einer weiteren
cReichsautobahn Dresden-Vreslau schreitet fort. Auch eine Verbesse-
rung und Ergänzung des vielfach zerrissenen Eisen-
bahnnetzes ist notwendig.
Darüber hinaus ist Schlesien naturgemäß an einer weiteren Au-

bahnung normaler Handels-s und Berkehrsverhältuisse mit seinen Rach-
barländern, insbesondere Polen, stärkstens interessiert.

Wie unser Führer die Ostwendung des deutschen Volkes zu einer
der Grundlagen seiner Aufbaupolitik gemacht hat, so steht zu hoffen.
daß auch auf dem Teilgebiet der schlesischen Wirtschaft diese Ost-
wendung sich segensreich auswirken und zu einem Wiederaufstieg auch
in Schlesien führen wird.

Aufbauarbeit in Gitpreufzen.
Im Auftrage des O b e r p r ä s i d i u m s in Königsberq ist in diesen

Tagen auf Grund amtlicher Quellen ein R e ch e n s ch a f t s b e r ich t

erschienen, der die Aufbauarbeit in Ostpreußen im

nationalsozialistischen Reich schildert:
Ostpreußen hat auch bis heute seinen Charakter als Agrar-

provinz trotz mancher Ansätze zur Industrieentwicklung
ziemlich unverändert behalten. Die Provinz hatte im Jahre 1861
eine G e s a in t b e v ö l k e r u n g von rund 1856000 (errechnet nach
dem heutigen Gebietsstand der Provinz 0«stpreußen) gegenüber
2333 000 nach der letzten Volkszählung vom 16. Juni 19ZZ. Der Be-
völkerungsstand hat sich also in 7 2 J a h r e n n u r u m r u n sd
477 000 Menschen = 25,7 v.H. vergrößert, während zum
Vergleich beispielsweise die Provinzen Rheinland und Westfalen um

137,t v.H. bzw. 211,4 v.H-. zugenommen haben. Schaltet man aus

dieser Entwicklung den Bevölkerungsstand der größeren Städte
Königsberg. Elbing, Tilsit, Allenstein und Insterburg aus, so sind die
Zahlen noch sbeweiskräftiger. Ohne diese Städte hat der Bevölkerungs-
zuwachs in Ostpreußen in diesem Zeitabschnitt nur rund 100 000

Menschen = 5,4 v.H. betragen.
Die wirtschaftliche Kraft eines Gebietes bemißt sich am besten nach

der Steuerkraftziffer. Osstpreußen ist hier der weitaus

schwächste deutsche Landesteil. Sogar die Agrarprovinz
Pommern liegt um 50 v.H. in seiner wirtschaftlichen Kraft höher,
Brandenburg ohne Berlin um 100 v.H. und SchleswigsHolstein sogar

um 150 v.H. höher. Die Gegenden. in denen sich die kapitalistische
Entwicklung am stärksten vollzog, waren in ihrer wirtschaftlichen Kraft
Ostpreußen weit überlegen so zum Beispiel der Freistaat Sachsen um

itiJO v.H., Berlin sogar 650 v.H.

Ostpreußen braucht unter allen Umständen mehr Menschen.
Die landwirtschaftliche Siedlung allein kann dieses Mehr
an Menschen nicht bringen. Die Schaffung eines gesunden deutschen
Bauerntums gehört zu den Grundzielen nationalsozialistischer Staats-
politik, unsd es ist deshalb selbstverstandlich, daß kein Mittel unversucht
bleiben darf. um diesem Grundsatz in einer Agrarprovinz wie Ost-
preußen weitgehend Geltung zu verschaffen. Die nationalsozialistische
Führung Ostpreußens ist sich jedoch bewußt. daß diese Maßnahmen
allein nicht ausreichen. sondern daß dar-über hinaus eine I ndu str i a -

lisierung Ostpreußens sowohl zur Erfüllung der großen Auf-
gabe als auch aus allgemein nationalpolitischen Gründen von zwingen-
der Notwendigkeit ist.

Seit Juni 1933 hat Ostpreußen insgesaint rund
1400 Kilometer Straßen in cReubau genommen oder
v e r b esse rt, das ist gleichbedeutend mit einer Strecke von Königs-
berg bis Basel. Wiegen dieser überragenden Leistung auf dem Gebiet
des Straßenbaues steht Ostpreußen im Zeichen intensivsten Interesses
Gesamtdeutschlands und des Auslandes. D e r F r e m d e n v e r k e h r

ist in außerordentlichem Wachstum begriffen. Die
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Straszenfrage ist also für Ostpreuszen nicht nur binnenivirtschaftlikh
außerordentlichwichtig, sondern für das gesamte Volk und darüber

Enliaiösauch für das Ausland, sdas die Provinz in wachsen-dem Masze
e uc t.

·

In Ostpreuszen sind bei einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von

insgesamt rund 2,6 Millionen Hektar noch r U n d 900 000 H e k t a r

meliorationsbedürftig. Das bedeutet praktisch, dasz noch
rund ein« Drittel des gelernten Ostpkeuökscheu
Bodens in Kulturpflege zu nehmen ist. Die derzeitige Devisenlage
beweistdeutlich, wie weit Deutschland darauf angewiesen ist, die Krafte
feines Bodens nutzbar zu machen, um in seiner Ernährungswirtschaft
die notwendige Unabhängigkeit vom Auslande zu erlangen. Es mu

also noch«einweiter »Wegdurchmessen werden, um diese innen-s und

auszenpolitischgleich wichtige Aufgabe in Ostpreufzen einer Lösung zuzu-

führen. Gn»welchemUmfange die Bautätigkeit in Ostpreufzen
in dem zurückliegendenJahre gestiegen ist, dafür liefert die Statistik
folgende Belege: Die Lohnsumme sdes ostpkellfjischekl
B a u g e w e r b e s , soweit es verbandsmäszig ersaszt ist, betrug ini

letzten Jahr das Dreifache »und wird im kommenden Jahr voraussicht-
lich das Siebenfacheder Lohnsumme des Jahres 1932 betragen

Kennzeichnensdsur die Lage Osstpreufzens im alten Sgstem ist die

Tatsache, dasz in den vergangenen Jahrzehnten eine starke Awaande-
rung von Osten nach dein Westen stattgefunden hat, eine Wande-

i·»un·gsbewegung, die genau im Gegensatz zu der Richtng steht-
die frir unser Volk sich als zukunftsträchtig im Laufe seiner Geschichte
erwiesen hat. Diese Richtung geht vom Westen nach dem Osten. Alle

Wanderungen in anderer Richtung haben — im grofzen gesehen —

unserem Volkstum keinen Gewinn gebracht. Wir können jetzt die

erfreuliche Tatsache feststellen, dasz der Zug nach ldem Westen aufgehört
hat und der volksgesunde Rückstrom nach dem Osten einzusetzen be-

ginnt. Die vstpreufzische Wansderungsstiatiftik hat ergeben, dasz O st-
preufzen bereits in dem«Jahr des herasufziehenden
Rationalsozialismus einen, ivenii auch geringen

Wanderungsgewinn im Verkehr init Rheinlaiid
1933und Westfalen buchen konnte, «-der dann auf

über 4000 Men«schensangewachsenist.
·

Rach dem hier zusammengetragenen Tatsachenmaterial kann es

keinem Zweifel unterliegen, dasz d i e o st p r e u szi s ch e Wirtschaft
durch die Arbeitsbeschaffung eine auszerordentlich
starke Steigerung erfahren hat. Allein idie Zunahme der

Sp a r k a f s e n e i nsl a g e n sum 26 Millionen Reichsmiark binnen

Jahresfrist — die erheblich über dem Reirhsdurchschnittliegt — spricht
überzeugend für die fortschreitende Besserung der allgemeinen Wirt-

schastslage. Andererseits darf diese Belebung aber in ihrer Aus-—
wirkung für die K o m m u n a l f i n a n z e n nicht über-schätztwerden
Denn erstens ist die Wirtschaft Ostpreuszens —- wie die Steuerkrast-
ziffern beweisen — in einem weit höheren Masze notleisdend als die
anderer Landesteile sdes Deutschen Reiches. Zum anderen ist aber zu

berücksichtigen,dasz eine fühlbare Besserung im Status der Kommu-

nalfinanzen von der Wirtschaft her sich erst zeigen kann, wenn die

steuerliche Beranlagung auf Grund der neuen Konjunkturlage sich aus-

wirkt, also frühestens im Jahre 1935 bzw· t936. R e ich ii n d St a at

werden aslso bis auf weiteres »die seit Jahren
üblichen Aufwendungen für Osstpreufzen nicht
sch in ä l e r n d ü r f e n. Denn es mufz verhindert werden, dasz die
Gemeindefinanzen von neuem überlastet werden, weil dann auch die
aus der Belebung erwachsenden erhöhten kommunalen Einnahmen
dieses doppelte Hindernis der früheren Mifzwirtschaft und der neuen

Belastung nicht ausgleichen können. Der R ü ck g a n g d e r

Arbeitslosen und Wohlfahrtsempfänger, wie er

durch die Arbeitsschlacht erzielt ist, shat fü r R e i ch u n d St a at

bereits Ersparnisse in bezug aus Ostpreufzen zur
Folge gehabt, die gröszer find als die besonderen
Zuwendungen, die Ostpreufzen von Reich und Staat

zur Durchfiihrung seiner Arbeitsschlacht er-

h a l te n h a t.

Guertreibereien
ön der polnischeii Presse ivurdeii iii letzter Zeit vielfach Gerüchte

über einen angeblichen Konflikt zwischen dem Danziger Gauleiter
Albert F o r st e r und dem Senatsprasidenten Dr. R a u sch n i n g ver-

breitet. Forster, so hiesz es z. B. im ,,Kurjer Porannu«, habe an die

Danziger Regierung eine Reihe von Forderungen gestellt, deren

Erfüllung von Dr. Rauschning abgelehnt worden sei. Und zwar soll
Forster verlangt haben: Verbot der Oppositionspresse in Danzig für
die Dauer mehrerer Monate, Ausweisung des Herausgebers des

»Danziger Echo«, des Juden Loewg, Verhaftung aller katholischen
Geistlichen, über die die Partei belastendes Material besitze, Entlassung
bestimmter Mitarbeiter des Senatspräsidenten und Durchführung
polizeilicher Mafznahmen gegen sämtliche oppositivnelle Parteiorgani-
sationen, insbesondere gegen den Allgemeinen Sozialistischen Arbeiter-
bund. Die Geschäfiigkeit, mit der von einigen Blättern derartige
Rachrichten verbreitet worden sind, läfzt allzusehr die Absicht erkennen,
das Vertrauen des Auslandes in die Festigkeit der Danziger politischen
Verhältnisse zu schwächenund dadurch die Aufbauarbeit der Freien
Stadt zu stören. Um den Gerüchtemachern entgegenzutreten, hat die

RSDAP. am 9. Oktober in acht Massenversammlungen
die Geschlossenheit und Festigkeit des Danziger Deutschtums demonftriert.
ön diesen Versammlungen haben die führenden Persönlichkeiten der
beiden angeblich miteinander ,,verfeindeten Lager··, Partei und
Regierung, gesprochen: Gauleiter Forster, Senatsoizepräsident
Greiser und Senator Boeck. Vor allem der erste dieser Redner,
Gauleiter Forster, wurde sehr deutlich. Er führte u. a. aus:

»Wenn unsere Gegner heute behaupten, dasz ein Krach zwischen
Partei und Regierung ausgebrochen sei und ich an die Regierung
Forderungen gerichtet habe, so ist das ein Unsinn, der von den denken-
den Menschen kaum geglaubtwerden kann. Die Männer, die
heute in der Regierung sitzen, sind unsere Kame-

raden aus der Kampfzeit. sie denken wie wir und können

infolgedessenauch nicht anders handeln als wir, nämlich national-

«IO»?!OHMIVI2-Diese Männer können sich nicht selbst verleugnen. Sie
konnen nicht gegen die Grundsätze einer Partei regieren, die ihnen die
innere Kraft fur ihr Amt gab. Es wäre für Danzig ein grvfzes Unglück,
ivenn in diesem .Winter Volk und Regierung uneins wären. Riir
wenn ivir an einein Strang ziehen, kann unsere Politik zu einem
dauernden Erfolg fuhren. ön der ausländischen Presse lasen wir für
uns gänzlich neue Rachrichten von Forderungen, welche die Partei an

die Regierung gestellt haben soll. Was haben sich die Abfasser dieser
Rachrichten wohl dabei gedacht. Forderungen stellt man doch
nur an einen Feind, und der Gedanke, dasz wir mit dem Senat

oder einem der Senatoren, die von der Partei präsentiertworden sind,
oerfeindet fein sollen, ist doch »reichlich lächerlich. Aus der

Tatsache. dafz der Senatsprasident sehr krank ist und sich
schon seit einiger Zeit »in Urlaub befindet, ivill man den

Rückschluszziehen, dasz zwischenihm und mir, also zwischen Partei und

Staat, Unstimmigkeiten bestanden Der Senatspräsident hat seine
Krankheit durch die Tagesarbeit geschleppt,bis das eines Tages nicht
mehr ging. Bei einem Rationalsozialistenmufz scheinbar alles als Grund

herhalten, selbst eine Krankheit, die doch jeden-Menschen erreichen
kann. . . . Augenblicklichschwirren Gerüchte von einer Regierungskrise
in der Stadt herum· Die Herren, die das geglaubt haben, werden fest-

gegen Danzig.
stellen können,dasz sie sich haben anführen lassen, und die darauf irgend-
welche Hoffnungen gesetzt haben, dürften eine bittere Enttäuschuiig
erleben. ön Danzig wird keine Regierungskrise
kommen.

.

Es ist sehr erklärlich,dasz gerade bei uns das Gerücht von Kreisen,
die» dem deutschen Wiederaufbau feindlich gegenüberstehen, als

Storungsfeuer angewandt wird. ön der Freien Stadt Danzig ist es

möglich, dasz sich die Reste der im Reich vollkommen

erledigten Parteien noch betätigen können. Wir stützen
unsere Macht nicht auf eine starke Hervorkehrung der staatlichen
Mittel, wir wenden keinen Terror an und haben die Verfassung als

ehrliche Menschen nicht gebrochen oder hintergangen. Trotz aller

Schwierigkeiten, die wir nicht verschuldet haben, ist es gelungen, so
manches zu erreichen, und es wird niemanden in diesem Saale geben,
der aufstehen kann und"sagen, dasz wir uns am Volke versündigt haben.
Viele in diesem Saale sind Zeugen, dafz wir, soweit es mit unseren be-

schränktenMitteln in Danzig möglich war, die Arbeitslosigkeit
eingeschränkt haben. Rach Jahren des Anstieges der Arbeits-

losenziffer ist es jetzt endlich wieder soweit, dasz die Arbeitslosigkeit iii

grofzem Masze abnimiiit. Auch wir können die Arbeitslosigkeit nicht
von heute auf morgen beseitigen, aber wir vertrauen darauf, dafz dieses
Ziel auch in Danzig erreicht werden kann, wenn Sie, meine deutschen
Volksgenossen, uns vertrauen.

Heute ist der Friede nach aufzen und innen in weiteiii

Masze wieder-hergestellt Denken Sie doch nur daran, welche
Unsicherheit vor einigen Jahren »in den Straszen herrschte, und wie die

politische Zerrissenheit uns Blut und Ansehen kostete. Rach aufzen
haben wir unsere Absicht, mit dem Rachbarn Polen geregelte Be-

ziehungen aufzunehmen, durchgeführt In dem feindlichen Rebeneinander

zwischen Danzig und Polen lag nicht nur eine grofze Gefahr für den

Frieden, sondern auch für die Abwicklung des Handels und des Ge-

deihens der Wirtschaft, ohne die wir als Hafenstadt nicht bestehen
können. Die Lage Danzigs erfordert Ruhe, wenn wir vorwärts kommen
wollen« An so einein Platz müszte ein Unfrieden, wie er zum Beispiel
durch den Klassenkampf unter die Menschen gebracht wird, zum Unter-

gang des Volkstums führen. . . . Mit aller Ruhe können wir auf die

Zukunft vertrauen, wenn die 400 000 deutschen Menschen in Danzig
fest zusammen stehen· . . Wir haben die Pflicht, uns dem Freiheits-
kamps des Deutschen Reiches anzuschlieszen, und die Bevölkerung
braucht eine Führung, die das Deutschtum in Danzig zu verteidigen
versteht. Wir halten die Fahne Adolf Hitlers in Ehren, und solange
wir die Macht in der Hand haben, wird Danzigs Deutschtum nicht ver-—-
loren gehen«

» »

.

Senalspräsident Dr. Rauschning veroffentlichte am 17. Oktober

folgende Erklärung: »Ich erkläre hiermit, dasz alle in der letzten Zeit
in der politischen und sonstigen auslandischen Presse aufgestellten Be-

hauptiingen über einen Streit zwischen dein Gauleiter der RSDAP.
in Danzig, Herrn Forster, und mir unrichtig sind. Wenn alle diese
Zeitungen an meine schon seit längerer Zeit bestehende Krankheit diese
Vermutungen knüpfen, so ist daraus zu erkennen, dasz Kräfte am Werke

sind, die der sowohl von der Partei als auch von der Regierung
geivollten und durchgeführten Verständigung init Polen entgegen-
arbeiteii.«
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..Eine Iympathijche Druckschrift.«
So bezeichnet der Krakauer ,,ölnstrowang Kurier

Todzienng«, eine seit kurzem unter dem Titel ,,Greko-
Katolik« erscheinende Zeitschrift, die sich als das ,,0rgan der
Polen des griechisch-katholischen Ritus« ausgibt. Das
Erscheinen dieses Blattes ist volks- Und kirchenpolitisch recht interessant.
Es gibt in Galizien einige hunderttausend Anhänger des grie chisch-
katholischen -Ritus, der sich vom griechisch-orthodoxen Ritus
z. B. dadurch unterscheidet, daß er den Papst anerkennt. Die An-

hänger dieses cRitus sind durchweg Ukrainer, und zwar vor allem die
Angehörigen des westlich des San lebenden Stammes der Lemken.
Von polnischer Seite ist der Unterschied, der sie von »den griechisch-
orthodoxen Ukrainern trennt, von jeher in nationalpolitischem Sinne
ausgewertet worden. Polnischerseits ist stets versucht worden, die
noch bestehenden Unterschiede zwischen dem griechisch-katholischen und
dem römisch-katholischen Ritus immer mehr zu verflachen, ums schließ-
lich eine völlige Einordnung des ersteren in die Sphäre der römischen
Kirche vorzunehmen und damit zugleich auch der nationalen Assimilierung
der griechisch-katholischen Ukrainer die Wege zu ebnen. Diese
polnischen Bestrebungen, die sich mit den Zielen der römischenKirche
begegnen, sind von jeher auf den Widerstand der ukrainischen Gläubigen
gestoßen, die in dem Metropoliten Szeptgcki einen wohl »auf dem
Boden der polnischen Staatlichkeit, zugleich aber volksbewußten, an-

gesehenen sührer besitzen. Es sist mit großer Vorsicht aufzunehmen,
wenn sich der Krakauer »Kurjer« in seiner erwähnten Mitteilung
darauf beruft, daß »sich in Lemberg noch vor dem Kriege llbei der

Violkszähslungvon 1910 fast die Hälfte der· griechischen Katholiken als
Polen ausgegeben haben«. Daß sich die Anhänger des griechisch-
katholischen Ritus tatsächlich als Ukrainer fühlen. hat die Entwicklung
seit dem Kriege gezeigt. Wenn es früher polnische Tendenzen unter
den Anhängern dieses Ritus gegeben hat, so muß der Krakauer
,,Kurjer« doch zugeben, daß heute davon kaum noch die Rede sein
kann. »Im freien Polen«, schreibt das Blatt, »hat sich leider niemand
um die Sache dieser ,Greko-Polen’ gekümmert, und w a s Le m be r g

anbetrifft, so ging sogar i. J. 1923 der letzte
griechisch-polnische Vorposten in dieser Stadt, die
Pfarrei in der Zolkiewer Vorstadt, in die Hände
d e r U k r a i n e r ü b e r.« Es ist nicht so, wie der Krakauer ,,Kurier«
schreibt, daß sich niemand um die sog. ,,Greko-Pvlen« gekümmert hätte.
Sondern die Polnische Politik gegenüber den Ukrainern war vielmehr
so, daß sie die etwa vorhandenen Ansätze eines kirchlichen und natio-
nalen Ausgleichs zwischen dem griechisch-katholischen Ukrainertum und-
dem römisch-katholischen Polentum erstickte. Es hat nicht an Ver-
suchen gefehlt, sog. ,,Greko-Polen« zu züchten. Aber diese Versuche
blieben im allgemeinen ohne Erfolg. Wenn jetzt — natürlich nicht von

ukrainischer, sondern von nationalpolnischer Seite — ein Blatt wie der
,,Greko-Katolik« erscheint, so bedeutet das einen n e u e n Vle r s u ch ,

auf dem Weg über die Kirche einen Teil der ukrai-
nischen Bevölkerung Galiziens ihrem Volkstum zu
entfremden und wieder eine Entwicklung in Fluß
zu bringen, wie es sie schon einmal in den Zeiten
des altpolnischen Reiches gegeben hat: einen

Menschentgp zu schaffen, der sich als ,,gente
ruthenus, natione Polonus«, das heißt, als ukrai-
nischer Abstammung, aber polnischer Nation, be-

ze ich n e t. Die Bestrebungen, die von polnischer Seite in dieser
Hinsicht unternommen werden, ver-dienen die stärkste Beachtung; denn

sie sind sowohl volks- wie kirchenpolitisrh für die Zukunft dieses Teiles
von Ostmitteleuropa von großer Bedeutung. Der Krakauer ,,Kurjer«
wünscht ,,dieser interessanten und sympathischen Bewegung unserer
Landsleute vom griechischen Ritus die beste Entwicklung und Unter-

stützungvon seiten des polnischen Volkes«. Das sagt genug.
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Die Studenten in Polen.
ön Polen ist, wie in allen jungen Staaten des Ostens, der An-

drang zum akademischen Studium außerordentlichstark.
An den 24 Hochschulen und akademischen Lehranstalten Polens werden
etwa 50 000 Hörer gezählt· Der Andrang ist so groß, daß auf
manchen sakultäten nur noch ein Bruchteil der cReuangemeldetenauf-
genommen werden kann. An der Warschauer, der größten polnischen
Universität, haben sich in diesem Wintersemester über 2509 Studenten
neu angemeldet; davon 500 an der medizinischen sakultät, während
dort nur 135 Plätze zur Verfügung standen, von denen 35 den Militärs

arztanwärtern vorbehalten sind Am Ensde des Schuljahres l932i33
haben in Polen 14 436 Schüler die Reifepriifung be-

standen; davon haben sich über neun Zehntel, nämlich 13 186, dem akade-
mischen Studium zugewandt, und zwar sdie 9224 männlichen Abiturienten

restlos und von den 5212 weiblichen nicht weniger als 3965. ön allen

sakultäten, außer der theologischen und einigen Abteilungen der philo-
sophischen, wird die Aufnahme auf die Universität von

der Zahl der verfügbaren Plätze abhängig gemacht,
nicht nur an den Warsrhauer, sondern auch. an den anderen Hochschulen
des Landes. Um die Zahl der sich neu Anmeldenden weiter herunter-
zudrücken, ist in diesem Jahre eine ä rztlich e U nte rsu chu ng ein-

geführt worden·

Der Platzmangel und die Untersuchung gibt den polnischen Universi-
tätsbehörden die Möglichkeit, auch in nationaler Hinsicht
eine Siebung der Reugemeldeten durchzuführen. Beson-
ders die Ukrainer beklagen sich über eine weitgehende Benachteili-
gung bei der Zulassung ihrer Jugend zu »den Hochschulen in Polen.
öm vergangenen Jahre sind z.B. an der medizinischen Fakultät der

Universität Lemberg von 100 geineldeten Ukrainern nur

5 zugelassen worden, und das von der Universität eines Landes-

teiles, in dem die Ukrainer die überwiegende Mehrheit der Bevölke-

rung bilden und überdies einen vertraglichen (aber nicht erfüllten) An-.
spruch auf eine eigene ukrainische Universität besitzen. Umgekehrt
haben sich die J u d e n in Polen bisher eines w e i t g e h e n d e n

E n t g e g e n k o m m e n s der polnischen Hochschulbehörden erfreuen
können. Sie bilden etwa 10 v.H. der Gesamtbevölkerung Polens.
sind mit über 9000 Studenten an der Gesamthörerzahl der

Universitäten, also mit etwa 21v. H., beteiligt. Die

polnische Hochschulstatistik enthält keine Angaben über die Volks-

zugehörigkeit der Studierenden, sondern nur Angaben
über das Glaubensbekenntnis Da sich Volkstum und Be-
kenntnis nicht immer decken, lassen sich aus der Statistik nur annähernd
zutreffende Anhaltspunkte fiir die nationale Gliederung der Studenten-

schaft gewinnen. Im letzten Studienjahr gab es 36 054 Römischs
katholische, 1788 Griechisch-katholische, 1303 Evangelische, 8439 mosa-
ische Juden, 159 andere und 755 ohne Bekenntnisangabe. Da die Zahl
der katholischen Deutschen ungefähr derjenigen der protestantischen
Polen gleich sein dürfte, kann man die Zahl der studierenden Evan-

gelischen etwa derjenigen Zahl der studierenden Deutschen gleichsetzen.
Es studierten also rund 1200 Deutsche. ön den Vereinen der

deutschen Hochschüleran den verschiedenen Universitäten usw. sind etwa
400 bis 450 deutsche Studenten zusammengeschlossen·Die Griechisch-
katholischen und etwa zwei Drittel der Griechischsorthvdoxen sind als
U k r a i n e r anzusehen, das sind 2 6 0 0. Etwa 3 0 0 Griechischsortho-
doxe mögen R u s s e n und W e iß r u s s e n sein. Die Zahl der in Polen
studierenden Litaner wird auf ungefähr 100 geschätzt. Die Absa-
ischen, zu denen norh die Konfessionslosen hinzuzuzählensind, sind Juden.
insgesamt also 9100. Ungerechnet sind hierbei die zum katholische-n oder
einem anderen Bekenntnis übergetretenen Juden, so daß sich die Ge-

samtzahl der in Polen studierenden Juden zweifellos noch weiter erhöht.

Litauilche Butter.
Der Butterexport Litauens hat vor allem seit 1926 einen außer-

ordentlichen Aufschwung. Seit diesem Jahre ist die Butter zu
einer der wichtigsten litauischen Exportwaren ge-
worden. Produktion, Verarbeitung und Absatz sind gut organisiert.
Das litauische MeiereisGenossenschaftswesen,
dessen Anfänge in das erste Jahrzehnt dieses Jahrhunderts zurück-
reichen, hat sich seit der Gründung des Zentralverbandes der litauischen
Meiereien (der »Pienocentras«) im Jahre 1926 in geradezu
amerikanischem Tempo entwickelt. Dieser Zentralverband hat das

ganze Land mit einem cNetz von Molkereiinstituten überzogen und
durch einen großen Stab von önstrukteuren fiir die quantitative und
qualitative Hebung der cMilch-s und damit der Buttererzeugung ge-
sorgt. Im Verein mit der Landwirtschaftskammer wurden Versuchs-
ringe geschaffen, Ziichtungs-, sütterungs- und sutteranbauversuche vor-

genommen, Kontroll- und Zuchtvereine gegründet. ömJahre 1928

gingen etwa 50 v.H. des gesamten litauischen Butterexportes über die
,,Pienocentras«, 1933 bereits 80 v.H. öm Jahre 1928 wurden nur

etwa .17 v.H. erstklassige Standardbutter ausgeführt, 1933 bereits
75 v.H. In diesen Zahlen spiegelt sich der Erfolg der Arbeit des

Zentralverbandes, wie überhaupt die fortschreitende erfolgreiche
Umstellung der litauischen Landwirtschaft vom Ge-
treidebau auf die Viehzucht

Die Entwicklung der Molkereigenossensrhaften läßt sich aus folgen-
den Zahlen entnehmen. 1924 wurden von den Genossenschaften nur

53 Tonnen Butter produziert; davon kamen 32 Tonnen zum Expvrt.
1926 war die Produktion auf 1034 Tonnen gestiegen; davon wurden
788 Tonnen exportiert. 1930 betrug die Produktion bereits 6369 Ton-·

nen, von denen 6027 Tonnen ausgeführt wurden. öhren Höchst-
stand erreichte die Butterproduktion der Genossenschaften im Jahre
1932 mit 10 289 Tonnen; davon kamen 9267 Tonnen zur Ausfuhr-. öni

vergangenen Jahr war ein Rü ck ga ng sowohl in der Erzeugung (an
9853 Tonnen) wie in der Ausfuhr (an 8692 Tonnen) zu verzeichnen.
Der weitaus größte Teil der von den Molkerei-
genossenschaften hergestellten Butter wurde aus-

geführt, und zwar 1929 rund 92 v.H., 1930 fast 95 v.H., 1932

rund 90 v.H.-und 1933 über 88 v.H. Reben den Butterexport der

cMolkereigenossenschaften trat der nicht genossenschaftlich organisierte
Export in den letzten Jahren völlig zurück. öm Jahre 1932 wurde fast
überhaupt nur Genossenschsaftsbutter ausgeführt-, von den 9526 Tonnen-
die in diesem Jahre zur Ausfuhr kamen, stammten 9267 Tonnen aus

den Motlkereigenossenschaften; 1933 betrug der Gesamtbutterexport
Litauens 9580 Tonnen; davon waren 8692 Tonnen Genossenschafts-
b.utter. Der Aufschwung der litauischen Butteraus-
fuhr ist also ganz eindeutig ein Erfolg des gut ent-



wickelten Genossenschaftswesens. Allerdings wäre dieser
Aufschwung ohne staatliche Hilfe kaum möglich gewesen. Das litauische
Landwirtschaftsininisteriuni hat Iohk kÜk Zehe erhebliche Mittel
zur Stützung des Butterpreises aufgewandt. In den letzten
vier Jahren 1930 bis 1933 hat es nicht weniger als 17,5 ,Mill. Lit,
für diesen Zwecki zur Verfügung gestellt.

An sich wäre noch eine weitere Steigerung der litauischen Milchwirt-
schaft und damit auch der Buttererzeugung möglich. Bisher ist nämlich
nur etwa ein Viertel der Milcherzeuger durch die

Genossenschaften erfaßt. Dagegen stehen noch etwa drei
Viertel der Landwirte mit durchschnittlich 2 bis Z Kühen den Ge-

-nossenskh«aftenfern: In den einzelnen Landesteilen ist
das Molkereigoenossenschaftswesen sehr verschie-
d en stark entwi ck elt. Wahrend im nördlichen Litauen etwa
50 v.H. der Landwirte an der Milrhbelieferung der Molkereien be-

teiligt sind, sind im ssudöstlichenLitauen nur etwa l,5 v. H. der Lands-
wirte von den Molkereigenossenschaften erfaßt. Zur Zeit wird eine

Weiterentwicklungdes Molkereiwesensdurch den katastrophalen
T»iefstand des Milchpreises gehemmt. Der Bauer erhält
sur den Liter Milch nur etwa ? Pf.; bei einein solchen Preise zieht er

es vore die»Milchan das Vieh zu verfüttern. Die Genossenschaften
asber sind nicht in der Lage, ihm die Milch besser zu bezahlen. da sie
trotz der«vomStaat aufgewandten Mittel zur Stützung des Butter-
preises mit wachsenden Schwierigkeiten im Export von

Butter, die ihr weitaus wichtigstes Erzeugnis ist, zu kämpfen haben.
Schon im Jahre 1932. als der litauische Butterexport und die genossen-

schaftliche Butterproduktion auf dem Höhepunkt standen, arbeiteten
nur noch 154 Genossenschaften mit Gewinn, da-

gegen 84 mit Verlust. Seitdem haben sich die Verhältnisse
zweifellos noch verschlechtert, und es ist anzunehmen, d aß he ute d e r

weitaus größte Teil der litauischen Genossen-
schaften mit Verlust arbeitet.

Denn in den letzten Jahren haben sich die Exportbedinguns
gen für litauische Butter in geradezu kata-

strophaler Weise verschlechtert Richt nur haben die

meisten Länder ihre Buttereinfuhr kontingentiert, sondern die Butter-

exportpreise sind auch ganz erheblich gesunken. Die beiden Haupt-
-abnehmer litauischer Butter sind England und Deutschland.
Im Jahre 1929 gingen 72,1 v.H. des litauischen Butterexportes nach
Deut chland, 1930 sogar 74,1 v.H. Seitdem ist ein rascher Rückgang
der usfuhr nach Deutschland eingetreten; der deutsche Anteil betrug
1931 und 1932 nur noch 45,5 bzw. 45.4 v.H. des Gesamtbutterexports;
er sank 1933 auf 24,6 v.H. und belief sich im ersten Halbjahr
1934 nur noch auf 4,0 v.H An Deutschlands Stelle ist England
getreten. Dessen Anteil am litauischen Butterexport betrug 1929:

·24,5 v.H., und stieg (nach einein Rückgang in den beiden folgenden
Jahren) im Jahre 1932 auf 39,J v.H., im Iahre 1933 auf 63,6 v.H.

und im ersten Halbjahr 1934 auf 77,5 v.H. Reben England und

Deutschland kommt nur noch B elgien als größerer Abnehmer litau-
ischer Butter in Betracht; es war im erstenHalbjahr 1934 mit 8,5 v.-H.
·am Gesamtbutterexport beteiligt. Die völlig verschiedene Bedeutung,
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die Deutschland und England als Butterkäiifer für Litauen besitzen,
läßt sich aus folgender Gegenüberstellung der dorthin exportierten
Mengen und der hierfür erzielten-Preise erfahren:

J l·
England Deutschland

«-
i « l« » E iö

TOIMII I ci» Fuss-Ho »Hm i (iii WLOOHLEO
l .

1930 . . . . 1 300 i 8 300 5 900 i 37 300
1931 . . . . 2 020 s 10 950 5 850 31 600
1932 . . . . 3 700 ; 14 900 5 500 l 24 100
1933 . . . . 5500 å 10 450 2000

’

10090
1. Halbi. 1934 3 100 i 4 430 160 s 540

Der englische Markt ist, wie ein Blick auf diese übersicht
zeigt, kein günstiger Ersatz für den verlorenen deut-

schen Markt. Denn die Butterpreise, die Litauen
in England erzielen kann, sind erheblich niedriger
als die Preise, die Deutschland zahlt. Die 5500 Tonnen
Butter, die 1933 nach England exportiert wurden, erbrachten einen

Gegenwert von 10,45 Mill. Lit.; d. h. ein Kilo Butter = 1,90 Lit.
Dagegen erbrachten die 1933 nach Deutschland exportierten 2000 Ton-
nen Butter 10,09 Mill. Lit.; d. h· ein Kilo = 5,05 Lit. Den ein-
träglichen Butterexport nach Deutschland hat Litauen verloren. Es hat
dafür das sehr niedrige Preise zahlende England als Abnehmer ge-
wonnen. Die auf dem englischen Markt zu erzielenden Butterpreise sind so
niedrig, daß der Butterexport dorthin für Litauen ein Ver-
l u st g e s ch ä f t ist, das nur durch eine staatliche Stützungsaktion auf-
rechterhalten werden kann. Litauen hat im Jahre 1932 für den Ex-
port von 9900 Tonnen Butter 41,8 Mill. Lit. erhalten; im Jahre 1933

hat es für einen fast ebenso großen Export (9600 Tonnen) nur noch
22,9 Mill. Lit. erzielt.

Das bedeutet, daß die zweifellos großen Erfolge der

genossenschaftlichen Organisierung der litau-

ischen Landwirte durch den Kurs der litauischen
Außenhandelspolitik ernstlich bedroht sind. Die Re-

gierung in Kauen hatte es sich in den Kopf gesetzt, ihr Land wirtschaft-
lich »von Deutschland zu ,,-befreien«. Dieses Ziel ist in thoshem Maße
erreicht. Allerdings ist dabei der litauische Bauer auf den Hund ge-

kommem Er kann sich dafiir bei den ebenso weisen wie patriotischen
Herren in Kauen bedanken. Es ist begreiflich, wenn diese Herren heute
versuchen,Deutschland als Käufer zurückzugewinnen.Es ist aber eine
dreiste Zumutung von ihnen, Deutschland zu einem handelspolitischen
Entgegenkommen bewegen zu wollen, während sie zu gleicher Zeit ihre
brutale Entdeutschungspolitikim Memelland fortzuführen gedenken.
Es muß entschieden abgelehnt werden, daß deut-
scherseits wirtschaftliche Zugeständnisse an Li-
tauen gemacht werden, solange noch irgendwelche
deutschfeindliche Maßnahmen im Memelland vor-

kommen. Wenn Litauen das Memeldeutschtum zu-
grunde richten will, dann soll es selbst darüber zu-
grunde gehen.

"

Der Mittelweg des estländischenStaatspräsidenten Päts-.
In ihrem amtlichen Verkehr und bei repräsentativen Gelegenheiten

pflegen Letten und Esten sich gegenseitigals Brudervölker zu

bezeichnen, Sucht man indessen hinter der amtlichen sassade betonter
Herzlichkeit das feste Mauerwerk einer auf wechselseitiges Verständnis
gegründeten Verbundheit von Biolk zu Volk, so wird man entdecken

müssen,daß man auf beiden Seiten der Grenze ein sehr scharfes Auge-
für die nationalen Fehler und Gebrechen des Rachbars hat und die

vorhandenen Vsorziige und Tugendenmeist übersieht. Das mag auf den

ersten Blick befremdlich erscheinen.haben doch beide Völker eine fast
genau übereinstimmende Entwicklung aus einer Bauernschicht ohne

skkgene Volkssiihrung zu modernen europäischenStaatsvölkern durch-
gemacht,im gleichen Raum, unter den gleichen Daseinsbedingungen und
in derselben Zeit. Der Widerspruch löst sich auf. wenn man auf den
l· C I s lskh e xi Ursp r u n g zurückgeht.Die Esten sind ein Splitter der

sgkesiekl sMUlsch-ugrischenVölkerfamilie, die Letten dagegen nahe
Verwandte der Litauer und der einstigen Widersacher des Deutschen
Ordens, der alten Preußen. Vertieft wird der Artunterschied

auch noch durch den fraglos stärkeren nordischen Einschlag bei
den EitekL dek dllkkb Blutmischungmit einer Küstenbeoölkerungskandi-
navischer Herskunftseine Erklärung findet. Reste dieses Bevölkerungs-
teils haben sich -in«elx13eernestländischenKsüstenstrichenund auf den
kleinen Inseln im finnischen Meerbusenbis auf den heutigen Tag er-

halten. Die Art des Esten, sichmit dem Leben auseinanderzusetzen. ist
daher auch eine -andere»alsbeim Letten. Der Este ist zäher als sein
Rachbar und hat den langeren Atem. Er ist geneigt, die Dinge lang-
sam ausreifen zu lassen, um dann allerdings fest zuzupacken, wenn ihm
die Stunde des H—andelns·hekbeigekommenscheint. Der Lette ist tempe-
ramentvoller. er besitzt·n1chtdie Kunstdes Abwartens und legt daher

die Etappen seines völkischenund politischen Werdegangs mit hastigeren
Schritten zurück.

Letten und Esten sind zum ersten Mal in ihrer Geschichte heute nicht
mehr Objekt, sondern Subjekt des politischenGeschehens im baltischen
Raum. Solange ein fremder, aber einheitlicher Wille für die Geschicke

. ihrer Heimat maßgebend war,· konnte die verschiedene Veranlaguna
T»beider Völker sich wenig auswirken. Das ist auch in der ersten, jetzt

abgeschlossenen Periode der politischen Selbständigkeit nicht der Ball
gewesen, da diese sich innerhalb demokratischer Formen fremder, dies-
mal westlerischer Prägung aibgespielt hat. Heute, wo beide Staaten
um eine artgeniäße politische Gestaltung bemüht sind und fremde Ein-
flüsse bewußt auszuschalten versuchen, zeigt es sich schon am Anfang
des neuen Weges, wie verschieden geartet die beiden Völker sind. Der

libergang von der Parlamentsherrschaft zum sührungsstaat in Lettland ist
tatsächlich über Racht eingetreten, und der überraschte Bürger, der als
Teil des souveränen Volkes in einer der ,,freiesten« Demokratien der
Welt schlafen gegangen war, wachte eines schönenTages als begeisterter
und disziplinierter Gefolgsmann einer autoritären Regierung auf. Der
Kampf um die neue politische Verfassung Estlands zieht sich schon jahre-
lang hin und ist auch heute noch keineswegs entschieden. Der ,,sührer
des Staates und Volkes«, wie Ulmanis in Lettland heute genannt
wird, hat mit der größten Selbstverständlichkeit und ohne ie über seine
eigene Vergangenheit zu stolpern, den bürgerlichen Rock eines Partei-
führers alter Schule mit der Toga eines neuzeitlichen Diktators nach
römischemVorbild vertauscht. die ihm wie angemessen zu sitzen scheint.
Sein Revaler Berufskamerad Päts findet sich mit der Rolle, die ihm
ein ähnliches Schicksal aufgebürdet hat. lange nicht mit derselben
heitere-n Unbefangenheit ab, ja er hat sichtlich seine Bedenken und

äußert diese auch vor versammeltem Volke. Zu Beginn des Oktobers

sagte Päts aiiläßlich eines Empfanges politischer Persönlichkeiten:
»Bisher hat das Parlament die alleinige Macht im
Staate gehabt, ietzt hat sie das Staatsoberhaupt.
Sowohl das eine, als auch das andere ist ein Unding.
Es ist notwendig, einen Mittelweg zu finden, um

sdie beiden Gewalten ins Gleichgewicht zu bringen«
Diese Worte des estländischenStaatspräsidenten dienten als Einleitung
zu einer Regierungskundgebuna, in der erklärt wird, daß die srage
der estländischen Staatsverfassung durch die Volksabstimmung vom

Oktober vorigen Jahres keineswegs als endgültig entschieden anzusehen
sei, sondern erst noch der Entscheidung harre. Die Regierung würde sich
der Pflicht nicht entziehen, eine wirklich artgemäße estnische
S t a a t s o e r f a s s u n g Wirklichkeit werden zu lassen. Die demo-



kratische Grundeinstellung des estnischen Volk-es würde von keiner Seite
in Zweifel gezogen. Dieser Gesinnung könne Rechnung getragen
werden nur durch eine Verfassung, die einen Mittelweg darstelle
zwischen dem alten parlamentarischen System und den in einigen Ländern
Europas heute bestehenden neuen politischen Formen.

·

Der Regierungserklärung ist eine Zeit hochgradiger politischer Er-

regung voraufgegangen. Monate hindurch bildete die Frage der Zu-
kunft des Landes«Gegenstand immer heftiger werdender Diskussionen
in der Presse, dem einzigen Organ politischer Meinungsbildung, nach-
dem die Tätigkeit sämtlicher politischer Parteien unterbunden war.

Allen diesen Erörterungen, allem Rätselraten über die endgültigen
Regierungsabsichten und Pläne hatten die Marhthaber bisher eiserne
Zurückhaltung entgegengesetzt Zetzt endlich ist die Katze aus dem Sack.
Das Ei des Kolumbus ist gefunden. Es heißt Mittelweg. Die im
Leben der Menschheit wohlbekannte und altbewährte goldene Mittel-

straße, diesmal zwischen Parlamentsdemokratie und Diktatur. Die
autoritären Wölfe sollen satt werden und die parlamentarischen Läm-

mer heil bleiben. Als Ergebnis wird dem Volke ein System in Aus-

sicht gestellt, das nach Absicht seiner Urheber ein ideales Gleichgewicht
zwischen Volkssouveränität und Führungsprinzip darstellen soll. Auf die
in der Presse erhobene Frage, auf welche Parteien oder Schichten des
Volkes die Regierung sich bei der Durchführung ihrer Pläne stützen
wolle, antwortete der Staatspräsident, er betrachte die Gesamtheit der

wohlgesinnten Staatsbürger als die sicherste Stütze seiner Politik.
Parteien. und zwar sämtlichepolitische Parteien ohne Ausnahme, würde

er in Zukunft nicht mehr dulden. Auf die Frage, wann die Regierung
wieder Wahlen ausschreiben und ihre Politik auf diesem Wege dem
Urteil der Rativn unterbreiten würde, erfolgte der Bescheid, daß daran

erst gedacht werden könnte, wenn die erregten Gemüter sich beruhigt
haben werden und das Volk durch das fortschreitende Reformwerk der

Regierung im rechten Sinne beeinflußt und erzogen sein werde.
Bevor noch über die Pläne und Absichten der Regierung Päts

durch solche Erklärungen völlige Klarheit geschaffen wurde, war bereits
der erste Versuch gemacht worden, den Grundsatz des Mittelweges in
die politische Praxis umzusetzen. Aus der parlamentarischen Ver-

gangenheit des Staates her, aus der Zeit gar vor dem V·vlksabstim-
mungssiege der Freiheitskämpfer im Oktober 1933 gab es in Estland
eine Volksvertretnng, die seit der Staatsumwälzung im März d. Z.
vollkommen ausgeschaltet war und verfassungsmäßig bereits im Früh-
jahr einer neugewählten hätte weichen müssen. Das war nicht geschehen,
weil Reuwahlen und überhaupt irgendeine Volksbefragung nicht in
das Programm der Regierung Päts gehört. Solange die Gemüter sich
noch nicht beruhigt haben. Die Violkssvertretung war nun einmal da
und befand sich dauernd in den Ferien. Am t. Osktober hätten die
Volksboten zu ihrer ordentlichen verfassungsmäßigen Tagung zusam-
mentreten müssen. öm Volke war man sehr gespannt darauf. wie die

Regierung sich zu diesem verfassungsmäßigen Recht der Volksver-

tretung verhalten würde. Es war somit der Zeitpunkt gekommen, wo

gehandelt werden mußte. Richt nur für die Regierungsmänner, sondern
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auch für die Parlamentarier, falls diese letzteren überhaupt noch jemals
den Anspruch auf den letzten Rest an Volksachtung erheben wollten,
der ihnen vielleicht noch geblieben war. Die Regierung ergriff den Aus-
weg, die Volksvertretung nicht zu einer ordentlichenTagung am vor-

gesehenen Termin, sondern drei Tage vorher zu einer außerordentlichen
Session zusammenzuberufen, und zwar lediglich zur Entgegennahme einer

Regierungserklärung mit nachfolgender Aussprache. Begründet wurde«
diese Maßnahme durch die Absicht, dem Parlament die Gelegenheit zu
geben, seine Arbeitsfähigkeit im Rahmen des Erneuerungswerks der

Regierung unter Beweis zu stellen. Die Volksvertreter erwiesen sich
indessen bereits zu Beginn der Tagung als so weit widerspenstig, dqu
sie einen der Regierung nicht genehmen Abgeordneten aus den er-«
ledigten Präsidentensitz der Staatsversammlung wählten. Dieser Miß-
klang sollte nicht der einzige bleiben. An der Regierungserklärung
wurde heftige Kritik geübt, die so weit ging, daß Zweifel an der Ver-

fassungsmäßigkeit einzelner Regierungsmaßnahmen laut wurden. Es
erwies sich, daß von den Parlamentsfraktionen nur der Bund der

Landwirte die Regierung bedingungslos zu stützen bereit war, und dal?
ferner die Marxisten — auch ein Zeichen für die Verkrampfung der

politischen Lage —- das Regime Päts tolerieren würden. Die übrigen
großen Fraktionen sagten der Regierung schärfsten Kampf an, so daß
die Regierungsgegner die sichere Mehrheit hatten. ’Weitere Ereignisse
blieben aus, da die Parlamentstagung vom Staatspräsidenten geschlossen
wurde, bevor es zu irgendeiner Beschlußfassung kommen konnte. Die
Volksvertreter fügten sich widerspruchslos dem Auflösungsbefehl des

Staatspräsidenten. Sie gingen, wie es amtlich wiederum hieß, in die

Ferien, ohne auch diesmal den geringsten Versuch zu machen, für ihre
Rechte den Kampf aufzunehmen.

f

Der erste Versuch der Zusammenarbeit zwischen autoritärer Staats-

gewalt und Violksvertretung ist völlig fehlgeschlagen. Ob der goldene
Mittelweg überhaupt jemals mit Erfolg beschritten werden wird, soll
die Zukunft zeigen. Und zwar eine recht ferne Zukunft. Denn vor-

läufig werden Bolkswahlen nicht stattfinden. das Volk, auf dessen
Gesamtheit die Regierung sich ihren eigenen Worten nach stützenwill,
wird nicht befragt werden, ob es seinerseits diese Regierung wolle oder.

vielleicht einer ganz anderen Führung mehr Vertrauen schenken würde.
In Lettland ist die Scheu vor einer Befragung des Volkes nicht

minder groß, als in E-stland. Beide Staaten können damit ihrer
heutigen politischen Struktur nach am ehesten mit österreich verglichen
werden. nicht aber mit Staaten, in denen der vom Volke getragene
Erneuerungsgedanke staatsformend geworden ist. Gleichwie in Oster-
reich marschiert hier nicht ein innerlich geeintes und erstarktes Volk
unter den Feldzeichen eines neuen Geistes in eine lichtere Zukunft,
sondern das erwachende Volk wird von Machthaberm die dieses Geistes
Hand noch nicht gespürt haben, am Aufbruch gewaltsam gehindert. Daß
dieser Machthaber Beginnen eitel ist. bedeutet für jeden eine Binsen-
wahrheit, der im Zeichen des neuen Geistes kämpft. So wird auch der
Mittelweg des estländischen Staatspräsidenten Päts kein Weg sein,
der ins Freie führt. Rbs·

Buchbefprechungen.
Wirtschaft nnd Staat im siidosteuropäischen Raum 1908—1914.

Eine Bearbeitung nach den amtlichen Akten des Wiener Außens
ministeriums. Von Gottfried Hobus. Heft 20 der Schriften der
Deutschen Aka-demie. Verlag von Ernst Reinh-ardt, München 1934.
206 Seiten. Brosch. 4,80 RM. — Das vorliegende Buch gibt auf
Grund genauen Aktenstudiums eine Darstellung der politischen unid wirt-
schaftlichen Beziehungen der österreichisch-ungarischenMonarchie zu
den Balkanländern von der Annektion Bosniens und der Herzegowina
an bis zum Ausbruch des Weltkrieges. Die Bestrebungen der

Monarchie, ihren Einfluß auf die Balkanländer auszuweiten, werden
im einzelnen verfolgt. Wenn idiesen Bestrebungen schließlichder Erfolg
versagt geblieben ist, so hat das daran gelegen, daß die gemein-
schaftsstaatliche Politik Wiens gerade in derserbischen Frage
immer wieder von der einzelligen, unduldsamen Staatsidee

Budapests behindert wurde und daß die Monarchie nicht mehr stark
genug war. ihre Absichten auf dem Balkan mit dem Einsatz poli-
tischer Machtmittel zu verfolgen. Wien hat unter diesen Umständen
—- in an sich richtiger Erkenntnis der raumpolitischen Gegebenheiten —

fast ausschließlich mit wirtschaftlichen Mitteln zu arbeiten ver-

sucht und auf dem Balkan stets nur wirtschaftliche Ziele gehabt. Aber
die wirtschaftlichen Kraftlinien der Monarchie, sdie in der Hauptsache
nach Saloniki ausgerichtet waren, wurden immer wieder und in immer

stärkerem Maße von den machtpolitisskhen Kraftlinien der anderen

Staaten, insbesondere Rußlands, durchkreuzt und abgeriegelt. Vor
dem politisch e n Machteinsatz der Anderen hat Wien immer wieder
von neuem zurückweichen müssen. Das große Habsburgerreich war

schließlich zu schwach, um gegen das von einem selbstbewußten und
machtpolitisch denkenden Staatsoolk geführten Serbien mit Aussicht
auf Erfolg austreten zu können. Es ist interessant, anhand des
vorliegenden Buches zu verfolgen. wie die beiden Wiener Außen-
minister des in Frage stehenden Zeitabschnittes, Aehrental und
Berchtold, bis zum letzten Augenblick den aussichtslosen Versuch
unternahmen, in einem mehr und mehr von machtpolitischen Tendenzen

beherrschten Raume mit wirtschaftlichen Mitteln zum Ziel zu gelangen-
Daß sder Verfasser die"«Gegensätzezwischen Raum und Macht, zwischen
Wirtschaft und Politik scharf herausgearbeitet und nicht nur »das

sichtbare Handeln, sowdern anhand der Akten auch die Absichten und

Leitgedanken Aehrentals und Berchtolds klar herausgestelkt hat, macht
seine Untersuchung der österreichischenBalkanpolitik zu einem wertvollen

politischen Lehrbuch. Dr.K.

Schlösser des Ostens. Von DorasEleonore Behrend. Verlag
Gräfe und Unzer, Königsberg i. Pr. «87 Seiten mit 11»Abbildun·gen.
Kart. 2,— RM., Leiiien Z,— RM. —- Durch elf ostpreußischeSchlosser
führt die Verfasserin den Leser, nicht durch die bekannten Schlösser
des deutschen Ordens, sondern die Herrensitze des flachen Landes:

Finkenstein, Schlobitten, Schönberg, Garden.»Wund·lacken.Begnuhnen
u. a. Ein Blick auf die Geschichte der Schlosser, ein verständnisvolles
Herausarbeiten der Wesensart der. Geschlechter, die den Räumen ihre
Eigenart gegeben haben, ein Hinweis auf»Namen, die in der Geschichte
Preußens einen guten Klang besitzethEthnzt durch gute Bilder. machen
mit einem Bestandteil der otstpreufilschenLandschaft vertraut, der noch
wenig bekannt, aber doch einer der wesentlichsten in der Entwicklung
des Landes gewesen ist. Dr.K.

Reue Zeitschrift für«0strecht.Die eingegangene »Zeitschrift für
Ostrecl)t«, deren Mitarbeiterkreis der Zeit nicht mehr entsprach, hat
eine Fortsetzung in der ,,Zeits«chrift für osteuropäisches
Recht« gefunden, die»als Monatsschrift im Verlag von Tarl Hen-
mann in Berlin erscheint. Sie wird im Auftrage des Breslauer Ost-
europa-önstituts von Prof. Dr. G. A. W a lz und von Staatsrat Pros.
Dr. Freiherrn von Fregtagh-Loringhoven herausgegeben;
die Schriftleitung hat Dr. Maura ch (Breslau).

Familiennachrichten.
Geburtstageg Vettiebsinspeltor i. R. Karl Graewe in Licgnitz, Pfosten-—-

straße 36, vor dem Kriege in Bromberg, am 19. 10. 70 J.

Verlag: Bund Deutscher Osten E.V., BerlinW30, Motzstraße46 — Fernruf: BöBardaroiia 0914 — P«Esikicheckkonto:Berlin ZFSJI
Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto KredeL Berlin-Friedenau — Druck: Hempel ch Co. G.m.v.H-., Berlin ZW. — J.v.W. g..


